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Der Heimaidienst

Staat und Wirtschaft
Von MinisterpräsidentDr. O tto B r a u n.

Alles menschliche Schaffen und nicht zuletzt die Arbeit des

Politikers wie des Wirtschaftlers hat zur Voraussetzung einen ge-
wissen Optimismus. Wo diese Grundstimmung nicht gegeben ist,

såth
die letzte unsd stärkste innerste Triebkraft zur konstruktiven

r eit.

Solch Optimismus enttäuscht letzten Endes auch den nicht, der

sich unter den heutigen Verhältnissen Rechenschaft gibt von dem,
was bisher in und für Deutschland erreicht worden ist. Nur
in einer Generation, für die scheinbar die Schrecken der Inflations·
zeit und der Ruhrbesetzung, die damals höchst akute Gefahr des

politischen Auseinanderfallens des Reiches und des Verlustes der

Rheinlande, schon in weite Ferne des Vergessens gerückt ist, können
Menschen und politische Gruppen aufstehen, die sich mit staunen-
erregender Unbelehrbarkeit und Hartnäckigkeitgegenüber allen Er-

fahrungen unserer jüngsten Geschichte gegen die sogenannte Er-

füllungspolitik wenden. Gegen eine Politik also, mit der Deutsch-
lands staatliche Einheit gewahrt geblieben ist und seinem wirtschaft-
lichen Wiederaufstieg die Wege geebnet worden sind — einem

Wiederaufbau, an den heute vor 11 Jahren oder auch nur vor

6 Jahren niemand geglaubt hätte. Optimismus im hier gemeinten
Sinne heißt eben nicht, durch eine rosafarbene Brille sehen, heißt
vielmehr, die Erkenntnis von dem einzig Richtigen und Möglichen
mit dem Mut zum konsequenten Handeln und auch mit dem nicht
geringeren Mut zur zeitweiligen Unpopularität haben.-

Aber auch in anderer Hinsicht erweist sich ein Optimismus, der
daran glaubt, daß die Geschichte der Menschheit zwar oft in Kurven,
aber doch schließlich in aufwärtssteigender Linie verläuft, als

begründet.
Gegen alle früheren Staatsorganisationen bedeutet der heutige

demokratische Volksstaat einen imposant erscheinenden Fortschritt
der Menschheitsgeschichte. Man denke etwa — ich kann hier nur

mit Stichworten andeuten —- an das Sparta der klassischshellenischen
Zeit, in dem es zuweilen vorkam, daß viele hunderte Heloten, also
Arme, Besitzlose, Teibeigene, einfach totgeschlagen wurden, weil die

wirtschaftlichen Verhältnisse im Lande schlecht waren und man Esser
los werden wollte, arme Hörige, die nicht als Menschen galten,
denen der Staat Schutz zu verleihen hatte, sondern als Besitz, dessen
sich der Eigentümer jederzeit auf die beste und billigste Weise ent-

ledigen konnte. Oder man erinnere sich, Jahrhunderte überspringend,
an die unfreien Zeiten des deutschen und europäischenMittelalters,
das den Staat nur als brutalen Steuereintreiber, Kriegsherrn und

plündernden Eroberer kannte, weiter an die Zeit deutscher Zerrissen-
heit noch vor 150 Jahren, wo Tausende von Landeskindern vom

Tandesvater, der mit dem Staat sich identifizierte, Gewinnes halber
an ausländische Staaten verkauft wurden. Mit solchen Geschichts-
tatsachen vergleiche man den Satz unserer Weimarer Verfassung, daß
alle Staatsgewalt vom Volke auszugehen habe, und man wird zu-

« geben, daß zwischen damals und heute sich ein imposantes Stück
Menschheitsgeschichte und Menschheitsentwirllung vollzogen hat.

Der heutige Volksstaat will nicht einem kleinen Personenkreis
das Relief unbeschränkterMachtfülle geben, sondern er hat die Auf-
gabe, die Gesamtinteressen des innerhalb seiner Grenzen wohnenden
Volkes wahrzunehmen. Er fühlt sich verantwortlich für alles Ge-

schehen in ihm, er sieht es als seine Aufgabe an, die Schwachen zu
schützen,die Befähigten aller Schichten sich entwickeln zu lassen, das

Gesamtniveau der Bevölkerung an Gesundheit, Bildung, Wohlstand
und menschlicher Gesittung zu erhöhen, die Lebensbedingungen in

jeder Hinsicht zuverbessern und diejenigen in ihre Schranken .zu-
rückzuweisen,d e sich aus asozialer Gesinnung und Gewöhnung mit
dem Gedanken an ein Gemeinwohl, dem sich jeder zu beugen habe,
nicht befreunden können. Der Wirtschaft als Gesamtheit gegenüber
heißt das logisch, daß der Staat Vorkehrungen treffen muß, um zu
verhindern, daß das Gleichgewicht im Volke durch das zu starke
überwiegen privatwirtschaftlicher Machtgruppen dieser oder jener
Art gestört und das Gesamtwohl dadurch beeinträchtigt werde.
Daraus aber folgt keineswegs, daß nun Staat und Wir chaft not-

wendig Gegensätze sein müssen, und daß für die Wirt chaft eine

Oppositionsrolle gegen den modernen demokratischen Staat mit

dessen weitem Aufgabenkreis und dessen aktiver Einstellung in Wirt-
schaftsfragen die logische Konsequenz sein müsse. Im Gegenteil-
eine richtig verstandene und geleitete Wirtschaft kann nur eine Ziel-
setzung haben, nämlich die: der Gesamtheit zu dienen. Einmal aus

allgemeiner Wirtschaftsmoral heraus und sodann aus Klugheit und
aus der Erkenntnis, daß eine prosperievende Wirtschaft nur in
einem geordneten Staatswesen und auf der Basis einer wirtschaft-
lich gesunden, kaufkrästigen Gesamtheit des Volkes möglich ist.
Wirtschaft im rechten Sinne des Wortes will ja nichts anderes sein
als die Bedürfnisversorgungder Menschen. Und nur wenn sie zum
Selbstzweck, zum blindwütigen überhitzten Produzieren um des Re-
kordes willen wird, oder der Befriedigung des Machtbedürfnisses
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und der Herrschgelüsteeinzelner Gruppen und mächtiger Männer
dienen soll, wird sie aus einem Segenspender zum Unheil, das sich
gegen das eigene Volk kehrt. Hier wäre auf ein Wort von Walter

Rathenau zu verweisen: »Wer am persönlichenGeldgewinn hängt,
kann kein großer Geschäftsmann sein«

Der Typ des ,,Rurgeldverdieners« und des Unternehmers, der
mit starrer Einseitigkeit sein Unternehmen für den Mittelpunkt des

Geschehens hält und mit unversöhnlicher Feindseligkeit all dem

gegenüber steht, was vom Standpunkt der Gesamtheit und des Ge-

meinwohls ihm gegenüber geltend gemacht wird, ist verhängnissvoll
für die Volkswirtschaft. Zum idealen Typ des Unternehmers ge-
hört eben heute nicht nur die Gabe des Schöpferischen und der

engen persönlichen Verkettung mit seinem wirtschaftlichen Lebens-

werk, sondern auch Einsicht in die Dinge um ihn herum in dem

Maße, daß er allgemeine Interessen und das Recht des Staates auf
synthetische Vertretung dieser Gesamtinteressen anerkennt. Er muß
sich damit abfinden, daß der Volks taat von heute, der sich nicht auf
Bajonette stützenund Gewaltherrs aft üben, sondern das Vertrauen
des Volkes in weitestem Maße erringen will, sich nicht mehr in die
viel bespöttelte »Nachtwächterrolle« des manchesterlichen Staates zu-
rückstoßenläßt. Der Volksstaat darf die Dinge nicht laufen lassen,
sondern muß sie, seiner Führerrolle und seiner Verantwortung für
das Gemeinwohl bewußt, von hoher Interessenwarte aus regeln.
Damit soll selbstverständlichnicht gesagt sein, daß der moderne

Volksstaat in die Wirtschaft eingreifen will, um sie etwa seine Macht
fühlen zu lafssen

oder um ihr Hindernisse in den Weg zu legen. Der

Hinweis au den Zweck des Staates als Förderer der Gesamtheit,
zu der ja auch die Wirtschaft gehört, und die Erkenntnis von der
überaus großen Kompliziertheit der modernen Wirtschaft mit ihren,
durch groben und willkürlichen Eingriff nur zu leicht zerstörten,aber

schwer wiederherzustellenden feinen Maschen verbietet eine solche
unverständige Auffassung von selbst. Wichtig ist nur die Frage, mit

welchen Mitteln der Staat die Rolle der Wirtschaft im Gesamtleben
des Volkes regulieren will. Ob durch das schwere Geschützder Ge-

setze und Verordnungen, oder durch die geschickte Arbeit des Ver-

handelns und der Einwirkung, oder endlich durch Beeinflussung der

Preis- und Produzentenpolitik mittels eigener wirtschaftlicher Be-

tätigung.
-

Das Recht zur Produktion hat man dem Staat des öfteren be-

--’tritten, und meines Erachtens mit gutem Grund dort, wo die

staatliche Verwaltung der ganzen Natur des Wirtschaftszweiges nach
ich als ungeeignet, weil zu teuer und zu umständlicharbeitend er-

weist, und weil somit nicht mit dem geringsten Aufwand der denk-
bar größte Nutzeffekt für die Gesamtheit des Volkes herausgeholt
wird. In einer großen Anzahl anderer Fälle, z.B. bei der Elek-

trizitätspolitik des Preußischen Staates, wird man den einmal be-

schrittenen Weg unbedingt weitergehen müssen, weil es zu den

wichtigsten Aufgaben der Wirtschaftspolitik unseres Staates gehört,
durch das Mittel der staatlichen Elektrizitätspolitik nachdrütklich
dafür zu wirken, daß den Konsumenten die elektrische Kraft nicht
verteuert wird, und daß die Versorgung mit Licht und Kraft nie-
mals in einer Weise vertrutet und monopolisiert werden kann, daß
daraus Gefahren und Ra teile für die Allgemeinheit erwachsen.
Gerade Vertreter des richtig verstandenen Gedankens einer freien
Wirtschaft, also einer Wirtschaft, der nicht durch übermäßige Privat-
monopole die Freiheit tatsächlich genommen wird, sollten es be-

grüßen,»wenn der Staat hier seine Zurückhaltung aufgibt und aktiv
in das wirtschaftliche Geschehen eingreift."

Aufgabe des Staates ist es, durch Überwachung der Wirt-

schaftspolitik, auf die er keineswegs verzichten kann, darauf hinzu-
wirken, daß man sich der Gesamtinteressen nicht nur in schwierigen
Zeiten erinnern soll, sondern gerade dann, wenn man im Vollbesitz
seiner Kräfte und damit seiner wirtschaftspolitischen Dispositions-
sähigkeit ist. Der Staat ist nicht lediglich zum Santeren, sondern

Er läßt sich
nicht lediglich als Retter in der Not heranholem wenn irgendein
Zusammenbruch droht, und sich nachher wieder in die Ecke stellen,
als der Mehr, der seine Schuldigkeit getan hat, von dem man sich
im übrigen ein Hineinredens verbittet, und gegenüber dessenLebens-

fragen politischer und staatsbürgerlicherArt man kühl bis ans Herz
hinan, und oft sogar betont feindselig steht. Das Mindeste, was

der Staat von den Wirtschaftskreisen fordern kann, die von ihm ver-

langen, daß er ihre Not auch als Volksnot anerkenne, ist, daß auch
sie ihrerseits sich positiv zum Staate einstellen und sichsihren Pflich-
ten gegen die Gesamtheit in dieser schweren und immer noch krisens
reichen Aufbauzeit nicht entziehen. Andererseits kann es dem

Staat, der ja die Steuergelder des ganzen Volkes zu verwalten hat,
nicht zugemutet werden, diese ihm anvertrauten Gelder für Sante-
rungen zu verwenden, aus denen nicht einmal Anerkennunnganki
barkeit und Treue für den Staat des Volkes erwächst.
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Besonders heftige Vorwürfe gegen den Staat werden des

öfteren mit der Steuerliast, die er auferlegen muß, verbunden.Man

verkennt hier zu oft, daß in solchemGegensatzzwischen Wirtschaft
und Staat für den Staat eine gewisse Tragik liegt. Der Staat zieht
den Hauptteil seiner Einnahmen aus den direktenund indirekten

— Steuern, da er ja allein aus Zöllen und ahnlichenAbgabennicht so
. viel erhält, um damit seine Aufgaben erfullen zu konnen. Er.muß

die Wirtschaft und alle Kreise des Volkesz»uSteuern heranziehen.
In guten Zeiten, wo verdient wird, sind diese Steuern der Wirt-

schaft erträglich. In schlechten Zeiten aber, two der Staat gern der

Wirtschaft in ihrem Existenzkampf helfenmochtetundauch in ver-

stärktem Maße darum angegangen wird, kann er ihr in der Steuer-
-

belastung nicht soweit entgegenkommen, wie er will, weil eben ge-

rade in Krisenjahren außerordentlichstark vermehrte Anforderungen
und Hilferuse aus allen Volksteilen an den Staat her-ankommen,so
daß er sein Budget nicht, wie er gern mochte,finanziellermaßigen
kann, sondernin voller Höhe der guten Einkommensjahrezwangss
läufig aufrechterhalten,wenn nicht gar erhöhenmuß. Man»kla·gt
dann über ihn in der Wirtschaft als hartnackig und.unverstandig,
ohne immer gerecht zu würdigen, daß der Staat hier vor einer

Zwangssituation steht, die er selbst nicht herbeigeführt hat, sondern
’

als deren Urheber große volkswirtschaftliche Krisen oder gar welt-

wirtschaftliche Konjunkturzusammenhänge,die sich naturgemäß auch
in der Staatssinanzwirtschaft auswirken, anerkannt werden müssen.
In guten Jahren aber wiederum kann der Staat eine Reserve zum
Ausgleich- für Krisenjahre nicht ansammeln, weil man ihm sonst
aus der Wirtschaft heraus mit Recht, vorwerfen würde, daß er«
thesauriere und dadurch die Arbeit der Wirtschaft und Kapital-
bildung störe.· .

Häufig wird gegen den Staat vorgebracht, daß er die Sozial-
politik zu weit treibe, und daß er die Fürsorge für die Arbeiter und

Angestellten überspanne. Auch hier findet tiefere Einsicht schnell
den richtigen

«

Weg. Die Wirtschaftsmöglichkeiten Deutschlands
bauen sich nicht allein auf seinen fachentwickelten technischen Ein-

richtungen und auf seinen Rohstoffen und Bodenschäizen auf, aus

deren Reservoir noch: dazu der Krieg mit seinen Verlusten an Land

einen großen und wertvollen Teil herausgebrochen hat. Sie beruhen
auch nicht nur auf den mühsamwieder angeknüpfteg

internationalen

Verbindungen und dem Zufluß fremden Kapitals. in ganz wesent-
Iicher Bestandteil unserer Wirtschaftschancen beruht vielmehr auf
dem großen Heer gut ausgebildeter, gelernter Facharbeiter, die ge-
rade im industriellen- Deutschland eine, wohl durch kein· anderes

Land übertroffene Erziehung zur Oualitätsarbeit genossen haben.
Diese Arbeiterschaft leistungsfähig zu erhalten, ist ein Gebot

der Klugheit und der Selbsterhaltung der Industrie.
ist es, vom Staate aus gesehen, ein Gebot der elementarsten Staats-

moral, dafür einzutreten, daß diese Arbeitermassen durch anständige
Bezahlung auch ihren Anteil an den Werten erhalten, die sie schaffen
helfen. DerStaat muß weiter dafür sorgen, daß durch eine, den

Anschauungen des modernen Volksstaates entsprechende Sozialpolitik
diese Männer und Frauen der Arbeit mit ihren Kindern vor

bitterster Not geschütztsind, wenn zeitweilige Arbeitslosigkeit sie
auf die Straße setzt, und daß das Gespenst des Hungers und der

schwersten Sorge von ihrer Schwelle gebannt wird, wenn der Körper
einmal versagt und Hand und Auge nicht mehr den schweren Dienst
unter Tage im Bergschacht oder an der Fabrikmaschine und an den

anderen Stätten der Arbeit verrichten können.

Jeder Unternehmer weiß, was es für eine Fabrik bedeutet, die
eine Zeitlang stillgelegt werden mußte, und deren altgelernter
Arbeiterstamm abgewandert ist und nicht wieder zurückdirigiert
werden kann. Hinlänglich bekannt ist, was Länder, wie beispiels-

"

Es handelt sich nicht
darum, neue Straßen an-

gen, Häuser zu bauen und

Grünflächen zu gliedern; es

handelt sich um den neuen

Menschen, um ein neues

Menschentum, um den
neuen Deutschen. Nichts
anderes darf das Programm

einer weisen und gütigen Kommunalverwaltung sein. Selten sieht
man es so erfüllt oder zum mindesten so angestrebt, wie in Frank-
furt, dein kleineren, das an der Oder liegt. Durch das Schicksal des

Krieges liegtes wenig entfernt von der Grenze gegen Polen; bei-

nahe schon Grenzmsark, empfing es durch-solche Lagerung die Auf-
gabe einer Spitzenleistung deutscher Kultur. Und es hat diese Auf-
gabe erfüllt, obgleich es all die Lasten zu tragen bekam,. die ihm
automatisch zufielen, als der grausame Riß des Friedensvertrages
hundertjährige Wirtschaftsbeziehungen, erprobte Tradition und

Blick über vie Ober auf Frankfurt

Und- ebenso »

Einekommuiiale Musterleistuua -

zulegen, plätze einzusprens —

weise die Schweiz und in den letzten Jahrzehnten auch der indu-

strielle italienische Norden, erreicht haben, Länder, die keine Kohle
und andere elementar wichtigen Rohstoffe besitzen und die allein

durch die Heranbildung einer guten Arbeiterschaft zur fein durch-
gebildeten Oualitätsarbeit dieses Manko ausgeglichen und sich Ab-

satzmärkte erobert haben. Wer das weiß —- und welcher Wirt-

schaftler kennt diese Dinge, die für ihn Binsenwahrheiten sind,
"

nichtl — und trotzdem sich nicht dazu verstehen will, die berechtigten
wirtschaftlichen Forderungen der Arbeiterschaft anzuerkennen, treibt
eine außerordentlich kurzsichtige Politik, die sich bitter an der ge-
samten Wirtschaft rächen müßte, wenn sie nach den Wünschen ener-

Kreise Wirklichkeit würde, und wenn nicht immer wieder der taat

dazwischentreten und ism Allgemeininteresse das Niveau unserer
Tarifs und Sozialpolitik auf dem Stande halten würde, der uns

allein die Erhaltung einer intelligenten, geschulten und leistungs-
fähigen Arbeiterschaft gewährleistet.

Niemand wird behaupten können, daß die Gewerkschaften in
der Vertretung der Arbeiterinteressen frivol oder leichtfertig vor-

gehen, indem sie überspannte Forderungen aufstellen und die
Leistungsfähigkeit der Wirtschaft leichtsinnig oder bewußt außer
acht lassen. Im Gegenteil: die deutsche Wirtschaft darf froh darüber
sein, daß sie in den Gewerkschaften einen disziplinierten und wirt-

schaftswissenschaftlich keineswegs ungeschulten Kontrahenten besitzt,
mit dem man ernsthaft und vertrauensvoll verhandeln kann. Und
die wirklich verantwortungsbewußten Führer der Industrie werden
im eigenen Interesse der Wirtschaft alles aufbieten, um diesem
Kontrahenten das Verhandeln für möglichst große Arbeitermassen
zu erleichtern. Gewerkschaftsfeindliche Arbeitgeber treiben die

Arbeitermassen ins Lager der Kommunisten.
Staat und Wirtschaft find aufeinander angewiesen. yStabile

Verhältnisse, die Ruhe und Sicherheit im Innern schaffen und

gleichermaßen auch das als Kreditgeber oder Warenabnehmer auf-
tretende Ausland mit Vertrauen erfüllen, sind ebenso wie die
Sauberkeit und Zuverlässigkeit des ganzen Staatsapparates, die das

Ziel all unserer Verwaltungsarbeit ist, unerläßliche Vorbedingung
für die Arbeit der Wirtschaft; Auf der anderen Seite ist eine all-

gemeine Wohlfahrt und sind geordnete Staatsfinanzen nicht denkbar

ohne die Grundlage einer gut durchorganisierten, rationell arbeiten-

den, in allen ihren Einzelheiten klug geleiteten Wirtschaft.
Staat und Wirtschaft müssen in der Erkenntnis ihrer wechsel-

seitigen Verbundenheit vertrauensvoll Hand in Hand arbeiten.

Große Teile der Wirtschaft haben sich denn auch zu dem Gedanken

durchgerungen, daß der Staat mit seinem Anspruch auf Aufsicht und
dem Vorbehalt der Möglichkeitvon Eingriffen keine Bevormundung
erstrebt und keine Schikanen plant, daß die leitenden Kreise des

Volksstasates von heute durchaus den Wert der schaffenden intellek-
tuellen Kräfte in der Wirtschaft und ihre Bedeutung für den Staat
richtig zu würdigen wissen, und daß die Aufsicht des Staates über

. die Wirtschaft nur um der großen Gesamtinteressen des ganzen
— Volkes willen erstrebt wird und gehandhabt werden soll.

Nichts braucht die deutsche Wirtschaft mehr als einen Volks-
körper, der von Krisen, schweren wirtschaftlichen Kämpfen und

zweifelhaften wirtschaftlichen und politischen Experimenten verschont
bleibt. Daher braucht die Wirtschaft auch einen starken Staat,
der die Macht hat und gewillt ist, zur Förderung des Gemeinwohls
sie vor Störungen und Schädigungen zu bewahren, indem er das

politische Desperadotum von rechts und links, das mit seinem wüsten
s

Treiben das deutsche Volk nicht zur Ruhe kommen läßt, mit fester
Faust niederhält und in absehbarer Zeit zum Verschwinden bringt.

(Wir werden die Behandlung des Themas im »Heimatdienst«
fortsetzen. Die Schriftleitung.)

Von
-

Robert Breite-.

lebendige Gemeinschaften vernichtete. — Die Schwierigkeiten des

erstenJahrzehnts solches Neubaus städtischenSeins waren erheblich.
Einer ungewöhnlichen ZuwanderungmußteRaum und Obdach ge-
schaffenwerden,- Mittel waren bereitzustellen und ausgreifende
Finanzierungen vorzunehmen, während zugleich gewinnbringende
Produktionen «einschliefen,die Wege nach dem erprobten Hinter-
lande zerrissen und dies Hinterlsand selbst die Wirtschaftszugehörigs
keit wechselte. Frankfurt a. d. Oder ist aus dem Kreislauf der
Industrie und des Warenaustausches hart herausgerückt worden,
und selbst sein Strom hielt ihm nicht die durch Generationen

erprobte Treue. Die Nähe Berlins bewährt sich hier und da als

antreibender Motor, aber sie wirft auch Schatten. So bleibt der
einstigen Stadt der Hanse und der Märkte wenig Hoffnung, von

heute zu morgen wieder ein ergiebiger Umschlaghaf.en, wieder eine

Zentralstelle
des Handels und des Verkehrs zu werden. Sie hat aus

olcherNot eine Tugend gemacht. Selbstverständlich,daß sie nicht
versaumte,alles Notwendigezu tun, um sich eine neue Wirtschafts--
basis, neue produktion, neue Absatzgebiete, neue Beziehungen zu
schaffen. Nicht minder selbstverständlich,daß sie der Notdurft ihrer
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alten und neuen Bürger gerecht werden

wollte; sie baute ausgedehnte Siedlungen
und stellte sie mit gutem städtebaulichen
Gefühl in eine Landschaft, die glücklicher-
weise Abwechflung und doch Geschlofsen-
heit genug bietet, um im Rahmen eines

bewegten Horizontes wohlgegliederte
Gruppen, zugleich Sammlung und Aus-
blick zu gestalten. Überflüssig, zu be-

tonen, daß diese Häusergruppen alles-—-

Verschiedene Typen Frankfurter Siedelungshäuser

bieten, was der berechtigte Anspruchs fordert.
Auch für das grüne Leben der Stadt, im

Innern wie an der Peripherie, hat Frank-
furt vorbildlich gesorgt; in dem Stadion,
dessen gewaltigem Oval ein Schwimmbecken
eingefügt ist, und in den dazugehörigen
Spiel- und Sportplätzen, schuf diese mutige
Stadt nicht nur eine überragende Anlage
moderner Gymnastik, sondern darüber hin-
aus ein Symbol des neuen Menschen.
Dieser neue Mensch, der freie und selb-
ständige, der gesunde, der demokratische
und der soziale, wurde der Grundgedanke
der eigentlichen Leistung Frankfurts: eine

geistige Grenzmarkpolitik ersten Ranges.
Frankfurt will dem Menschen guter

Qualität wohnliche Stätten bereiten, der

Jugend und den Erziehern. Hier ist neben

den Bürgermeistern, dem Dr. Kinne und

,dem Dr. Haldenhoff, der Stadtschulrat
Dr. Kretschmann zu nennen. Ein vortreff-
licher Mann, wurzelnd in den Erkennt-

nissen neuer Erziehung, aber eigentlich
fruchtbar durch seine persönlichkeit und

durch die Energien, die aus ihm herausftoßen
und nicht Ruhe finden, bis das Ziel erreicht
ist. Eines feiner schönsten Werke ist die

Hindenburgschule. Ein glitzerndes Haus, ge-
baut aus Sauberkeit und Backstein, nicht
dürftige Unterkunft für kleine Proletarier,
vielmehr ein lebendiges Instrument des

Menschenbildens. Der Baumeister sei ge-
lobt, aber er selbst wird es am wenigsten
leugnen, daß der Stadtschulrat an diesem
Volkshaus mitgebaut hat. An diesem Haus
eines neuen Volkes, dem der Lehrer nicht
mehr die erste peinliche Bekanntschaft mit der

Obrigkeit ist, vielmehr ein entschlossener
Führer zur Volksgemeinschaft. Alles in

diesem Jungvolkhaus ist heiter, aber nichts
ist spielerisch-. Hier sollen gerade Menschen
wachsen, ein Geschlecht gesicherter Zukunft.

Nicht zur Bedürf-
nislofigkeit, son-
dern zum berech-
tigten Anspruch
sollen diese Knaben

und Mädchen ge-
führt werden. Jn
solchem Geiste ge-
adelter Lebens-

freude verwaltet
die Stadt Frank-
furt ihr Erziehers
amt, pflegt sie der

Minderbegabten in
der Hilfsschule, wagt sie in Versuchs-
klassen kühnere Experimente und ge-
nügt so. dem neuen Bildungsideal, wie

es der «

preußische Kultusminister
Dr. Becker fixiert hat: »Die heutige
Volksfchule soll nach den Normen
einer wissenschaftlich begründeten Pä-
dagogik systematisch alle im Kinde

liegenden Fähigkeiten so entwickeln,
daß es, erwachsen, die seiner Anlage
entsprechende Stelle in der Gesellschaft

auszufüllen imstande ist, sie sollen nicht nur

seinen Jntellekt schulen, sondern auch seine
religiöse oder künstlerische oder technische
Anlage und in voller Harmonie damit seine
körperlichen Kräfte entwickeln.« Der schöp-
ferifchen Erziehung zur neuen Volksgemeins
schaft dient auch das beglückende Jugend-
heim, das Frankfurt in Lagow, auf der Höhe
eines beherrschenden Hügels, am Eingang
zur Stille einer verzauberten Tandschaft aus

Seen und Wäldern, gebaut hat.
Solche Leistung berechtigt Frankfurt zur

Heimat des Musikheims und der pädagos
gifchen Akademie. Das Musikheim ist so-
eben fertig geworden: eine weltliche Abtei

für die musizierende Seele der Volksfchul-
lehrer, der Organisten und der pfarrer,
aber auch sonst all derer, die im Singen den

Menschen zur Tat befreien wollen. Die

pädagogifcheAkademie ist vorbereitet, sie wird

dreihundert Studierende versammeln, wird für
die Kaufftände der Stadt eine Einnahme be-

deuten, wird den Sinn dieser vorbildlichen Kom-

munalpolitik enthüllen: den neuen Menschen.

Die Hauptstadt der mittleren Osimark.
Von Dr. F. S imon, Dipl.-Hdl., Frankfurt (Oder).

Das alte Vrankenvorde mußte einst als

Furt- und Brückenstadt anderOder
dort entstehen, wo auf weitem Umkreis zwei
plateaus als Brückenpfeiler die versumpfte
Niederung am stärksten einengen. Da sich
hier eine große Zahl alter Handelsstraßen
zwecks Überschreitungdes Flusses vereinigte,
konnte sich mit Hilfe des Wasserzolls, der

Stapels und Niederlagsrechte der erst 1253

urkundlich zur Stadt erhobene Ort zur
stolzen Hansestadt entwickeln und sich bald

stärker fühlen als die beiden anderen bedeut-

"Z.-x.68-.

samen Oderstädte, Stettin und Breslau. Doch
als es allmählich die mittelalterlichen Vor-

rechte einbüßte und der Handelsverkehr nach
der Entdeckung Amerikas dem ,,Zug nach
dem Westen« folgte — der Friedrich-Wil-
helm-Kana! schuf 1669 die Verbindung Bres-

lau——Hamburg—, gelang es infolge der

überaus günstigen Tage dem erstmalig
»Haupt- und Handelsstadt« ge-
nannten Ort, sich mit Hilfe der Landstraßen
zum ersten ostdeutschen und internationalen

Meßplatz auszubauen und als solcher eine
Aus deråkndenbnrg-Schule.Brausebad,Nähstube,Tischler-
werkftatt, seichensaah Speisezimmer neben der Schultüche

.
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wirtschaftliche Vermittler· und Brücken-

stellung im Austausch zwischen west- und

osteuropäischenHandelswaren zu erobern.
Langezeit übertraf er dieDoppelstadtBerlins
Neukölln an Reichtum und Bedeutungund
konnte sich die einzige fünfschiffigeKirche
der Mark erbauen. Durch kriegerische
und politische Ereignisse sowie Wand-

lungen in Wirtschaft und Verkehr mußte
es den Ruhm der Meßstadt allmählich
und etwa 1840 endgültig an Leipzig ab-
treten, das es vorher weit übertroffen

hatte. Erst spät erwarb es den Anschluß
an wichtige Eisenbahn-Fernverbindun-
gen, sah sich aber eines Tages nach Aus-
bau des Großschiffahrtsweges Berlin-

Stettin (im Laufe des alten
Finowkanals) im stillen
Winkel zwischen den wich-
tigsten ostdeutschen Wasser-
straßen, die den modernen
Hauptverkehr von Stettin

nach Berlin und von Ham-
burg über Berlin nach Ober-

schlesien lenken.
Wie in Handel und Ver-

kehr, so war Frankfurt (Oder)
auch frühzeitig der g e ist i g e

Hochfitz im deutschen Ko-

loniallande geworden: Es be-

herbergte 300 Jahre lang,
von 1506 bis 1811, die erste

fund lange Zeit einzige bran-

denburgische Hochschule, die

sich »Von der 9. Stelle unter
«

12 zur Z. unter 19 Universi-
.-täten« aufgeschwungen hatte.

Mit Hilfe der ausstrsahlens
den Handelswege konnte sie
die Gedankenbrücke schlagen
vom binnendeutschen Geistes- v

»

lgbenzu den verdeutschten Westgebieten des sterbenden polnischen
taates.

Wenn Frankfurt auch niemals direkt Grenzstadt war, so wurde
», doch stets seine wirtschaftliche und kulturelle Bedeutung durch d»ie

Rahlage zur Grenze entscheidend beeinflußt. Als diese ost-
wärts zur Prosna vorgeschoben, die Universität nach Breslau ver-

legt und eine neue in Berlin errichtet wurde (1811), trat Frank-
furt —- in höherem Grade Binnenstadt als vorher —- in den

Schatten der allzu nahen, zunächst preußischen, späteren Reichs-
hauptstadt, die den Verkehr, wirtschaftliches und kulturelles Leben

der Provinz übermächtig an sich zog und die alte Oderstadt mehr
und mehr überschattete. Die wachsenden west- und mitteldeutschen
Industriegebiete zogen gleich Berlin als aufnahme- und zahlungs-
fähigere Märkte tüchtige Facharbeiter zu scheinbar höheren Löhnen

in die Großstadt und verdrängten Frankfurts Wirtschaft von

manchem Absatzmarkt. Jnfolge dieser Beschränkungihrer Tätigkeit
nach Westen mußte die Oderstadt ihr Gesicht stärker nach Osten
wenden und sich dort neue Absatzmärkte erkämpfen.

. Da kam der Weltkrieg. — Der sinnlose ,,Friedensvertrag«, der
die großenAgrarprovinzen Westpreußenund Posen zum allergrößten
Teil dem deutschen Vaterland entriß, schob die Grenzlinie so weit

westwärts vor, daß sie nur 80 km von Frankfurt und 165 km von

Berlin entfernt liegt. Durch diese gewaltige Einbuchtung entstand eine

deutliche Dreiteilung der ostdeutschen Grenzlande, deren nördlicher
und südlicherFlügel in Königsberg und Breslau ihre Verwalter und

Mehrer der nationalen Güter besitzen. Jn
dem dazwischenliegenden Gebiet, der

»Mittleren Ostmark«,»konntesich nur der

zentralste und bedeutendste Ort zum Ver-

kehrs-, Verwaltungs- und Fiulturmittels
punkt aufschwingen, der zugleich fähig war, .

die Bedeutung der verlorenen Städte posen

BOkm Zone

brenzmark
cönMemssuEmWr

.
»

NECK LEHBUQ0.-«

die alte Haupts und Handelsstadt zu-

gleich zum

Vorort der Mittleren Ostmark.
Nun ist jede Stadt —- gebend und

nehmend — aufs-engste mit ihrem Hin-
terland verbunden: dasjenige Frank-
furts ist entweder verloren oder hat seine

—

Kaufkraft eingebüßt. Nicht nur, daß die Hab
vorgelagerte provinz Grenzmark Posens Jb

Westpreußen, in drei Teile zerfetzt, zu

y4DH
.

Y-

TscHEc

Hinbenburg-Schule; Turnballe und großer Saal

sLOWAKEl

Us» innerhalb der 30 bis

40-km-Zone liegt und bei

dieser geringen Breite

430 km Grenzlinie auf-
weist —-— sogar die preu-
ßische Kernprovinz Bran-

denburg ist im Regierungs-
bezirk Frankfurt (Oder)
auf 55 km reines Grenz-
land gewordenl Durch diese
neue Grenze muß hier die

allgemeine gegenwärtige
Not der deutschen Land-

wirtschaft schärfer zur Aus-

wirkung kommen als an-

derswo. Auf vielfach ver-

größerten Absatzwegen —

oft 15 km bis zur näch-
sten Bahnstation — kön-

nen viele auf mittelmäßi-
gem Boden von verschul-
deten landwirtschaftlichen

Betrieben erzeugten produkte häufig
nur unter Selbstkosten abgesetzt wer-

den. Landwirtssöhne, die bei geregel-
ter Landwirtschaft heute wie früher
mehr als ausreichende Beschäftigung
und Verdienstmöglichkeit auf väter-

licher Scholle finden würden, sowie
landwirtschaftliche Arbeiter, die auf
den durchschnittlich mit 300 M. je
Hektar verfchuldeten Betrieben nicht
ausreichend bezahlt »

werden können,
wandern in die Industriegebiete ab
oder in fremde Länder aus: Die Grenz-
mark PosensWestpreußen stellte mit

106,9 Auswanderern auf je 100 000

Einwohner mehr als irgendeine andere

östliche Grenzprovinz und das Zwei-
fache der Provinz Brandenburgl Die
Folge ist die dünne Besiedelung des

Frankfurter Hinterlandes östlichder Oder in beiden provinzen mit
kaum der Hälfte des deutschen Durchschnitts (40 bis 50 je Quadrat-
kilometer) — eine drohende Katastrophe angesichts der Tatsache,
daß in den leeren Raum der polnische Wanderarbeiter oder, vom

Nachbarstaat unterstützt, polnische Siedler für dauernd eindringen.
Hier ist wirklich: Bauernnot-—Volkesnot, Bauerntod-—— Volkestod!

Da aber der Landwirt nicht nur als Erzeuger, sondern auch als
Verbraucher volkswirtschaftlich von hoher Bedeutung ist — in
kleinen Ackerstädtenwerden im allgemeinen 60 v.H. aller Aufträge
an das Handwerk von der Landwirtschaft erteilt —-,’so muß sich die
verringerte Kaufkraft beider in einem stark verminderten Umsatz des

Wirtschaftszentrums Frankfurt zeigen. Zudem haben viele Jn-
dustriezweige ihre Filialbetriebe sowie bis zu 70 v.H. ihrer Rohstoffs
und Absatzgebiete in den abgetretenen Ostprovinzen verloren und

haben sich wieder einmal in erneutem Frontwechsel als jüngste Kon-
kurrenten auf andere Märkte umstellen müssen: Der direkte Absatz
nach den abgetretenen Gebieten betrug 1915 12,9 v.H., dagegen
1927 nur 0,24« v.H. des Jahresumsatzes bei insgesamt 1,6 v.H.
Auslandsabsatzz selbst auf die gesamten ostelbischen Gebiete (außer
Brandenburg und Berlin) entfielen nur 13 v.H. des Gesamt--
umsatzes.

’

Während die Ostmark ihrer geographischen Lage nach eine be-

deutsame Verkehrsschwelle für den internationalen Ostwestverkehr
und den innerdeutschen von Schlesien zur Ostseeküstesein s o l l t e, sind

in dem durch die Grenzziehung willkürlich verstümmeltenHinterland
nicht weniger als 13 Eisenbahnen, 29
Chausseen, 15 große und 20 kleine Ver-

kehrswege zerschnitten, und damit ist auch
die schnelle eintägige Verbindung vieler

Gemeinden untereinander wie mit dem

Wirtschaftszentrum Frankfurt unmöglich
gemacht worden; Handwerker und Kauf-
leute haben zum Ausgleich der nachteili-
gen und zeitraubenden Verkehrshemmuns
gen schon in vielfachen petitionen um Er-

laubnis zur Durchbrechung der Sonntags-
ruhe gebeten! — Jm Zeitalter des 1000-t-
Kahns kann die Oder infolge ihrer wenig
günstigen natürlichen Ausstattung und des

vernachlässigten wassertechnischen Aus-
baues — das Ottmachauer Staubecken ist
bereits seit einem Menschenalter geplant,
aber erst jetzt im Bau —- den heutigen
Verkehrs-ansprüchennur wenig genügen.

"
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Auf die

verkehrss
s wächste

die politi-
sche Zerrei-
ßungder Oder-

Weichseliwassers
Das straßebesonders ge-
Schwimmbad T schädigte brandens

burgische Ufer-streckeent-

fällt nur 5,5 v. H. des ge-
samten Oderverkehrs, und der Anteil des Frankfurter Oder-

hafens am Gesamtumschlag aller Oderhäfen beläuft sich auf nur

0,05-·v.«H.Daß heute der Oderverkehr an der Stadt vorbeigeht
und ihrer industriellen Entwicklung nicht dienen kann, ist der

äußerst ungünstigen-Verbindung des Oderbollwerks mit der Reichs-
bahn zuzuschreiben. Schon in der ersten Anlage der Eisenbahn-
Ii-nien, in einem Zeitalter, wo man die Flüsse als Konkurrenten
und nicht als Zubringer des Schienenweges betrachtete, hatte man

das nahe Flußbett außer acht gelassen, die Gleise wie den Bahnhof
auf dem Steilufer 36 müber dem mittleren Wasserspiegel errichtet
und völlig unterlassen, eine direkte Bahnverbindung zu dem am

Strom unterhalb der. Stadt gelegenen Jndustrieviertel zu bauen.

Dieses ist zwar durch eine zuerst private, dann von der Stadt über-
nommene Güterbahn mit der Reichsbahn verbunden, aber die hohe
Frachtbelastung und die Schmälerung der Frankfurter Wirtschafts-
basis wirken zusammen dahin, daß der Kaiumschlag nur 52 v.H.
der durchschnittlichen Vorkriegshöhe beträgt und daß die Güter-

bahn nur zwei Drittel des schon geringen Vorkriegsdurchschnitts
befördert.

Wie verhängnisvoll wirkt es sich ferner heute aus, daß vor dem

Kriege von den im allgemeinen nur spärlichen staatlichen Mitteln

für kulturelle und verkehrspolitische Fürsorge der Ostgebiete «die
meisten Beträge über die damaligen »Binnengebiete« hinweg in die
nun verlorenen Grenzgebiete flossen, die ihrerseits mit den west-

- Iichen Nachbarprovinzen nur wenig Fühlung hatten. Wenn heute
schon die Polen unter dem Vorwande: »Das Tandgebiet rechts der-
Oder verkümmert bei Deutschland«, offen auf die Oderlinie zu-
streben, so ist es kaum verständlich, daß man auch heute noch den

schwer ringenden Grenzlanden durch Verlegung der staatlichen
Polizei und der geplanten Auflösung der Eisenbahnbetriebswerks
stätte aus Frankfurt, der Garnisonen und Verwaltungen aus Nach-
barstädten erhöhte Lasten unter Verringerung der Einnahmequellen
zumutet, und andererseits dem gesamten ostmärkischenWirtschafts-
gebiet in seinen Wirtschafts-, Verkehrs-und Siedelungsnöten so
wenig Berücksichtigung bei Verteilung der Staats- und Reichs-A
beihilfen für die notleidenden Grenzgebiete gewährt.

Wenn Frankfurt (nach Angaben des Statistischen Jahrbuchs der

Stadt) von 1919 bis 1928 trotz Abnahme der Geburtenziffer, die

seit 1922 keinen Überschuß über die Sterbefälle zeigte, nach Auf-
füllung der Garnisonverluste von 1767 eine Zunahme von 9459 Per-
sonen, d. h.«20,Z v.H. der Stadtbevölkerung, aufweist, so zeigt es

sich hierdurch als bedeutsamer Sammelpunkt des vertriebenen Ost-
deutschtums. Da nun bei Zuzug Ortsfremder mehr Wohnungen für
neue Haushaltungenerforderlich werden als bei gleicher Zunahme
infolge größerer Geburteuzifferm schien zeitweilig das Flüchtlings-
und Wohnungselend in Frankfurt zentralisiert zu sein. Dieses weit
über das Maß der ihm zur Verfügung stehenden Mittel gelindert zu
haben, ermöglichte ihm nur seine großzügige Bodenbeschaffungs-
politik, um deretwillen es von Damaschke »die erste Boden-

reformerstadt Deutschlands« genannt wurde. Wenn nur
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Das Stavion in Frankfurt a.O.

6,7 v.H; des Stadtgebiets mit Häusern bebaut sind, so steht es da-
mit unter 90 Städten an achter Stelle. Z7,4 v.H. der Gesamtfläche
aller Grundstücke — über dem Durchschnitt der deutschen Städte —-

find städtisches Eigentum und 47,3 v.H. des gesamten Stadtbezirks
sind Grundeigentum der Stadtgemeinde, das — innerhalb und außer-
halb des Stadtbezirks —- von 1912 bis 1928 eine Zunahme von

56,4 v«H. erfuhr. Zwar steht Frankfurt mit der Zahl der Neubaus

wohnungen bei 11,3 v.H. des Gesamtwohnbestandes an dritter

Stelle unter ostelbischen preußischenMittelstädten, nur hinter Glei-

witz und Beuthen O.-S. gegenüber dem Durchschnitt von 7,1 v.H.
4

ür preußische Groß- und 9,9 v.H. für Mittelstädte und wird auch
sonstnur von wenigen leistungsfähigen rheinischswestfälischen
Mittelstädten übertroffen, aber noch immer fehlen bei niedrigster
Rechnung für 5,3 v.H. der Gesamtbevölkerung ausreichende
Wohnräume.

Jnfolge der brutalen Zerschneidung des wirtschaftlichen Hinter-
landes vollzog sich aber mit dieser starken Zuwanderung ein grund-
sätzlicherWandel im ererbsleben der Bevölkerung gegenüber 1907:

Frankfurts Berufszugehörige:

Erwerbstätige und Angehörige

1907 i925
. v.H. v.H.

Ber bau und Industrie . . . . . 50,0 34,o
an el und Verkehr . . . . . . st 27,2
ffentliche Dienste, freie Berufe . 10,7 U,2

Ohne Berufe . . . . . . . . x3,9 x5,o

Jnfolge Verlegung der Reichsbahndirektion und anderer Be-

hörden nach Frankfurt sind zuzüglich der Pensionsempfänger un-

gefähr ein Drittel der städtischenBevölkerung Beamte, die in der

Tabelle auf die einzelnen Wirtschaftsgruppen verteilt sind. Da nun

die Ostflüchtlinge zum größten Teil ihr Eigentum im abgetretenen
Gebiet verloren haben, sind die Wohlfahrtslasten besonders hoch
und betragen rund-ein Sechstel des gesamten städtischenEtats. Die

Zahl der aus öffentlichen Mitteln Unterstützten beträgt den zehnten
Teil der Bevölkerung und ist damit rund um ein Drittel höher als

in den übrigen 42 deutschen Mittelstädten. Das wirkt sich natürlich
auch auf die Steuern aus: Von nur 5 v.H. zur Steuerveranlagsung
verpflichteten Ginwohnern entfallen knapp je 2 v.H. unter die

beiden niedrigsten . Einkommensteuergruppen bis 1500 bzw.
- 5000 RM. und nur etwa 1 v. H. auf höhere Beträge.

Trotz dieser wahrlich hohen Anforderungen der gegenwärtigen
Tage war sich Frankfurt seiner zukünftigen Aufgaben als Haupt-
stadt der Mittleren Ostmark verantwortungsfreudig bewußt und

wuchs organisch zum Zentrum des notleidenden Gebiets heran.
Zwar hat es heute sein Gesicht von der Oder abgewandt, aber in

dem neu aufgebauten Personen-, Güter- und Verschiebebahnhof ver-

knotet sich noch heute ein Netzvon Eisenbahnlinien, die sowohl als

große Durchgangslinien im DsZugsVerkehr nach Breslau, Dresden,
Berlin, Stettin, Warschau ausstrahlen, wie auch dem Provinzials
verkehr dienen. Der moderne Autoverkehr hat die alten, durch
Frankfurtsührenden Landstraßen als anerkannte Provinzialdurch-
gangsstraßen wieder zu Ehren gebracht, so daß die Stadt heute mit

Recht als Verkehrsknotenpunkt im allgemein ver-kehrs-
ärmeren Osten angesehen werden kann. Auchs ist«Frankfurt mit

seinem bis 1919 so bedeutsamen Flugplatz »Fliegerhorst« seit
August d. J. an das Flugnetz angeschlossen worden.

Als größte Stadt der Provinz Brandenburg (nach Ausscheiden
- Berlins) und der Grenzmark PosensWestpreußenist es ein S i e d e ·
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lungsmittelpunkt, wo eine Bevölkerungszunahme·

von

20,3 v.H. der bodenreformerischenStadt reichlich Gelegenheit zu

städtebaulichgroßzügigenund für weite Gebiete·vorbildliche·nAn-

lagen neuer, gesunder Wohnviertel bot. Deutlich zeigt die bei-

gefügte Karte, daß Frankfurt mit fast 75 000 Einwohnern die

größte Stadt der- pro-vinz Brandenburg, ja sogar —-

von der
Reichshauptstadt abgesehen — in dem gesamtenvon geraden Linien
umschlossenen deutschen Gebiet ist, das sich»von Breslau, Leipzig,
Magdeburg nach Hamburg, LübechvStettin und Danzig erstreckt.
Sämtliche Städte dieses weiten Gebietes (außerPotsdam (!) und

Desfau) weisen sogar weniger als 60 ooo Einwohner auf. Zudem
ist Frankfurt Hauptstadt des nächst potsdam größten preußischen
Regierungsbezirks (fast so groß wie Württemberg und großer·als

ganz Sachsen), ist Sitz des Tsandeskulturamtsder Provinzen
Brandenburg, Pommern und Grenzmark, einer Oberpost-, einer

Reichsbahndirektion, von Reichsbank,Zoll-Eichamt,
werks- kund der größtenbrosndenburgrschen
Handels-kammer; kurz, es ist ein«Ver-
waltungsmittelpzinkt mit ins-

gesasmt mehr als 20 Behorden.
Als Nachfolgerin der verlorenenAka-

demiestadt Posen hat sich die ehemalige
Universitätsstadt Frankfurt
besonders verasntwortungss
freudig der Kultusrnsot im

deutschen Osten angenommen
und sich bewußt zum K ul·-
turmittelpunkt mit

ausgeprägt ostmärkiischem
Charakter aus-gebaut. Die

Schulen der Stadt, unter

denen sast alle modernen Ty-
pen des mittleren Schul-
wesens einschließlichFach-
ischulen vertreten sind, wer-

den zu mehr ials 15 v.-H. von

Kind-ern der aus dem Osten
Zuge-wanderten und teilweise
zsu Zo v.-H. von Ortsfreinden »

besucht. Ein um seine Exi-
-

sten schwer ringen-des Kulturtheater paßt seinen Spielplan
künftlerischenund volkstümlichen Bedürfnissen a-n. Ausbil-

dungskiurise für Lehrer, Bi-bliothekare, Ärzte, Ehormeister und

Handwerker sorgen für ksulturelle Hebung des ganzen ost-
, -

märkischen iGebiets. Wie bereits die einzige oft-deutsche, von

weither besuchte S-tädtsischeVerwaltungsbeamtens und Spar-
kassenschsule und das soeben eröffnete Musik-heim,das erste seiner
Art in Deutschland, so wird auch bald die 1930 zu eroffnende
pädagogischeAkademie der aufstrebenden deutschen Jugend reichlich

einer Hand-
«

Gelegenheit zum Studium und Erleben ostdeutscher Fragen geben.
Mit Hilfe gut geleiteter Volksbüchereien und Tesehallen steht Frank-
furt betreffs sausgeliehener Bände je Kopf der Bevölkerung unter

allen Städten bis 150 000 Einwohner unübertrofsen an der Spitze.
Jn Archiven und der wissenschaftlichen Ostmarkbücherei hütet die
Stadt das Erbe deutscher Vergangenheit und ihres größten Sohnes,
Heinrich von Kleist. Von Frankfurt aus lenkt der hier begründete
,,Wirtschafts- und Kulturbund«, eine notgeborene Selbsthilfeorgani-
sation, immer wieder das Augenmerk von Staat und Reich auf das

bedrohte Ostland und hat auch die ofsizielle Anerkennung des Re-

gierungsbezirks Frankfurt (Oder) als gefährdetes Grenzkreisgebiet
durchgesetzt. Von hier aus kämpfen der »Verkehrsverband Ostmark«
für die Beseitigung eines Grundübels ostdeutscher Wirtschaftsnot,
der Verkehrsarmut, und der »Brandenburg·ischeOderverein« für
einen leistungsfähigen Oderweg und den »Frankfurter Anschluß-
kanal« zum geplanten Elbe-Spree-Oder-Kanal.

— Die richtige Erkenntnis, daß Sportplätze die Aus-

gaben für Wohlfahrtswesen und Krankenshäiiser er-

sparen ·helfen, hat in prachtvoller Tage das ,,Ost-
markstsadison«mit Platz für 20 000 Menschen geschaf-
fen, das nach dem Ausspruch des deutschen Meisters
Luther als »die schönsteAnlage Deutschlands« be-
zeichnet werden darf und bereits die zentrale Stätte ,

für große»ssportlicheund nationale Kundgebsungen ge-
worden ist. Eine muster»gültigeRegattastrecke am

Brieskoswer See, die san Qua-
lität in der ersten Reihe aller

deutschen steht, lenkt ebenso
häufig wie die Wettkämpfe
um die ,,Meisterschaft der

deutschen Ströme« und- die

,,Deutsch:e Wsaldlausmeisters
schast« das Auge der iSporti
welt auf den ostzdeutschen

Sportmittelpunkt
Frankfurt (Oder), der auch im

Jugendhersbergswerk den drit-
ten -R«ongunter den deutschen
Mittelstädten einnimmt.

Bedenkt man, daß rank-

furt auch durchs eineigro e An-

zahl Banken und Han-
delsfirmen bereits Wirt-

» schaftsmittelpunkt
eines weiten Gebietes geworden ist und als solcher swie durch kul-
turelle und sportlsiche Veranstaltungen häufig- zum Tagungsort voii

großer Bedeutung wird, so erkennt man, daß es heute iwsie einst iaiusfden

Wellenbergen seiner geschichtlichen Entwicklung einen Verkehrs-
knsoten- und Bildungsmittelpunskt in grenznaher Tage darstellt.

Das Musikbeim —

in Frankfurt a. O.

Die Wunden im Osten.
Von KarlSpiecker. -

»Die Zeit heilt alle Wunden«, sagt ein altes Sprichwort. Auch
von den Wunden, die der Krieg und seine Ausgeburt in Versailles
geschlagen haben, sind schon viele vernarbt; andere sind im Heilungs-
prozeß begriffen, einige aber sind frisch und blutig geblieben, fast
wie ani ersten Tag. Schlimmer noch: die Zeit hat sie nicht geheilt,
die Zeit droht sie brandig werden zu lassen. Zu diesen Wunden

am deutschen Volkskörper zählen die Verstümmelungen, die Deutsch-
land im Osten ertragen hat, zählt die Tostrennung Ostpreußens
vom Reich durchs das Einkeilen des sogenannten polnischen
Korridors und zählt das unglücklicheOberschlesien, das trotz einer

von den Siegermächten vorgeschriebenen, ganz unzweideutig für
Deutschland ausgesallenen Volksabstimmung zerrissen wurde und in

seinem wertvollsten Teile an Polen verloren ging.
In den deutschen Ostmarken mehrt jeder Tag die Erkenntnis

des Unrechts, das Siegerlaune an ihnen begangen hat, und auch
das gesamte deutsch empfindende, wirtschaftlich denkende und unter

den von Unverstand geschaffenen Verhältnissen leidende Volk

Deutschlands kommt nicht los von dem Gedanken und dem Ver-

langen, daß im« Osten unseres Vaterlandes nicht endgültige Ver-

hältnisse geschaffen sein dürfen. Anders sieht es draußen in der

Welt aus, denn anders sieht man von draußen nach Deutschland
oder auch in den ganzen Kontinent hinein. Längst ist der törichte
Glaube geschwunden, daß für Europa der Krieg ein gutes Geschäft
gewesen sei; in den Kanzleien aller europäischenRegierungen ist
man sich längst darüber klar, daß per Saldo der Krieg für alle

ein böses Verlustgeschäftgewesen ist- und möchte darum am liebsten,
mehr denn zehn Jahre nach Friedensfchluß, nichts mehr davon

hören und vor allem jeder Forderung nach Wiederaufrollung von

durch die Verträge geregelten Fragen Aug’ und Ohr verschließen.
Besonders in England verstärkt sich die Abneigung gegen die Er-

örterung vermeintlich abgetaner Dinge; man weiß, daß der Krieg
ein Fehler war, daß die Friedensverträge schlecht sind und daß in

der Nachkriegszeit noch manch andere Fehler darüber hinaus unnütz
gemacht worden sind. Das wähnt man vorbei und ist bemüht, das

alles fatalistisch u betrachten. Wenn gar zu aufdringlich aus den

Verträgen erwachseneMißstände sich darbieten, zuckt man besten-
falls die Schulter und murmelt ein Bedauern, aber will endlich vor .

all diesen unangenehmen und unbequemen Dingen seine Ruhe haben
und mit den Vorwürfen einer verflossenen falschen politik ver-

schont bleiben.
«

Mit unleugbarem Geschick hat die polnische Propaganda dies

insulare Ruhebedürfnis und die Abneigung des Engländers gegen
kontinentale Beschwerden auszunutzen verstanden. Nur zu gern
glaubt das britische Volk, daß alles schön und gut ist, was der von

ihm auf die Beine-s gestellte polnische Staat tut, und ist befriedigt
zu hören, daß polen schon ganz allein mit seinen inneren Schwierig-
keiten« fertig wird. Um ·so bedeutsamer und bemerkenswerter ist
es, wenn aus der Mitte des englischen Volkes selbst Männer, deren

Eignung und Sachkunde nicht bestritten werden kann, als Mahner

und Warner sich erheben und mit leidenschaftlicher Gebärde, aber

mit allem sachlichen Rüstzeug ausgestattet, auf das Unrecht hin-
weisen, das Deutschland an seiner Ostgrenze zugefügt worden ist,
aber zugleich echt englisch auch .an den dauernden Schaden hin-
deuten, der dadurch für Englandselbst erwächst. Männer, die, des

Kriegsspiels und der europäischen Zerrissenheit müde, mit allem

Ernst darauf hinweisen, daß der europäischeFriede nicht gesichert
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sein kann, wenn Grenzregelungen erhalten bleiben, die nicht nur

der wirtschaftlichen Vernunft, sondern auch berechtigten kulturellen
und nationalen Interessen der Landesbevölkerung ins Gesicht
schlagen.

Da ist zunächst das Buch »Silesi·a revisited« des englischen
Oberstleutnants Hutchis on, der im Jahre 1920——1921 Mitglied
der Interalliierten Kommission in Oberschlesien gewesen ist. Der
Mann kennt Tand und Leute aus dieser kampfdurchwühltenÜber-
gangszeit, als sichvschon weithin die zermürbenden und verwirrenden

Folgen des Versailler Diktats in Oberschlesien bemerkbar machten.
Ist darum der Vergleichsmaßstab,den der Engländer an die heute
in Oberschlesien diesseits und jenseits der jetzt gezogenen Grenze
herrschenden Verhältnisse anzulegen in der Lage ist, auch nicht ganz
richtig und einwandfrei, so wird das Urteil des ehemaligen eng-
lischen Offiziers, der sich jetzt am Bergbau in England interessiert,
an Wert und Bedeutung eher gewinnen müssen, wenn es, wie es

der Fall ist, sich nahezu uneingeschränkt für Deutschland und gegen
Polen ausspricht. Hutchison verwirft nicht erst heute die Genfer
Entscheidung über die Teilung Schlesiens, die in der Abstimmung
des oberschlesischen Volkes keine Grundlage und Berechtigung findet,
denn jeder, der in jener trostlosen

scheidung hinweist, tut man ihm doch wohl nicht unrecht, wenn

man im letzten Kapitel seines Buches, das über die Beziehung
des englischen Bergbaues zur oberschlesischen Kohlenindustrie han-
delt, trotz seiner Kürze den Kernpunkt seiner Darlegungen erblickt.
Die im polnischen Bergbau gezahlten Hungerlöhne haben es nach
Hutchisons Ansicht zuwege gebracht, den englischen Kohlenabsatz in
einer Reihe von Ländern, insbesondere in den baltischen und

skandinavischen Staaten, zu verdrängen, und darum hat nach der
Meinung dieses Engländers das britische Volk ein dringendes Be-

dürfnis nachzuprüfen,ob die oberschlesischeEntscheidung des Rates
in Genf unanfechtbar bleiben soll oder im englischen wie europäs
ischen Interesse revidiert werden muß.

Es ist leider festzustellen, daß aus den oben angeführten
Gründen das sensationelle Buch des Oberstleutnants Hutchison in

England fast überall ebenso totgeschwiegen und in der Verbreitung
gehemmt wird wie ein anderes aufsiehenerregendes Buch des Sir
Robert Donald: »Der polnische Korridor und seine Folgen«.
Sir Robert Donald ist der frühere Chefredakteur des ,,Daily
Chronicle«-und ein in liberalen englischen Kreisen recht bekannter
und angesehener Publizist. Auch er vertritt in ausgezeichnetersachs

»
licher Beweisführung die Er-

Zeit die oberschlesischen Verhält-
nisse gekannt hat, weiß, daß nicht
nur die britischen Offiziere der
in Oberschlesien stationierten eng-
lischen Besatzungstruppen, son-
dern auch die englischen Mitglie-
der der Interalliierten Kommis-
sion wohl ausnahmslos mit einem

Gefühl tiefer Scham und Ent-

täuschung mitgemacht und mitge-
tragen haben, was höhere Jn-
stanzen Frankreich zunutze und zu
Willen von ihrem Pflichtgefühl
gefordert haben. Nicht jeder eng-

lische Offizier hat in diesem Kampfe Die Mut um«

zwischen pflicht- und Ehrgesiihr sich Jugsdhesberge
gegen die bessere Einsicht entschieden w Lag,w.
— man erinnert sich-, daß während
der oberschlesischen Plebiszitzeit mehr-
fach britische Offiziere ihre Ver-

setzung oder Entlassung aus Ober- s

schlesien verlangt haben, sweil sie es

vor sich selbst nicht verantworten

konnten, in einem Lande, das sie ge-
recht und unparteiisch schützen und
verwalten sollten, auf Befehl des

französischen Gewalthabers, des Ge-
nerals Te - Rand, täglich—ungerecht
und part-eiisch gegen den deutschen
Teil der Bevölkerung sich einzu-
setzen. —- Es mag sein, daß nicht
zuletzt ein aus jenen trüben Tagen
verbliebener ungelöster Gewissens-

·

konflikt den Oberstleutnant Hutchison getrieben hat, das Tand,
das er einstens mitverwaltet hat, wieder zu besuchen und dies-

mal, wo er nur seinem Gewissen und seiner Einsicht ver-

antwortlich ist, um so leidenschaftlicher und eindringlicher zu
bekennen, was er im deutschen und im polnischen Oberschlesien
gesehen und erkannt hat. Sehr harte Worte findet er über

Männer und Dinge, denen er in PolnischsOberschlesien begegnet
ist; mit Schärfe und Zorn verurteilt er die von den polnischen
Gewalthabern gegen die deutsche Minderheit beliebten Methoden

fund steht nicht an, seine Überzeugung dahin auszusprechen, daß er

nach allem, was er drüben gesehen und erlebt hat, es für aus-

geschlossen hält, daß Polen jemals die in seinen Grenzen lebenden
nationalen Minderheiten, mögen sie deutsch oder litauisch, ukrainisch
oder russisch sein,.sich zu assimilieren in der Lage sein wird. Den

polnischen Schulbsehördenweist Hutchison offenen Bruch des Genfer
Abkommens nach, während er festgestellt hat, daß die deutsche Ver-

waltung der polnischen Minorität weit über ihre Verpflichtung
hinaus entgegenkommt

Die Darstellung und Beurteilung der politischen, kulturellen
«

und wirtschaftlichen Verhältnisse in PolnischsSchlesien durch Hut-
chison ist von einer Schärfe und Leidenschaft, wie wir sievon
deutscher Seite kaum je gehört haben. Das ist um sio beachtlicher,
als Hutchison aus seiner Zuneigung zu Frankreich, für das und

auf dessen Boden er gegen Deutschland gekämpft hat, kein Hehl
macht und auch sicherlich nicht von dem Bestreben geleitet ist,

Deutschlands Interessen zu wahren. Weit eher gewinnt man den

Eindruck, daß Hutchison bestrebt ist, England darauf hinzuweisen,
daß die Genfer Entscheidung über Oberschlesien Englands Inter-
essen empfindlich schädigt, und wenn er auch sein Volk immer
wieder auf das Verwerfliche und Ungerechte der Genfer Ent-
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« zurückgegeben werden,

kenntnis, daß die deutsche Ost-
grenze auf die Dauer nicht haltbar
ist und daß eine andere Regelung
der Grenzziehung zwischen Polen

. und Deutschland gefunden werden

muß, wenn eine Befriedung im

Osten und ein für beide Völker

gedeihliches wirtschaftliches Zu-
sammenarbeiten erreicht werden

soll. Ähnlich wie Hutchison
schreibt auch er mit auffallender
Schärfe über das Zustandekom-
men der Grenzregelung im Osten
und über das Unvermögen Po-
lens, den durch die Friedensdik-
tate in seine Grenzen verwiesenen
nationalen Minderheiten Gerech-
tigkeit widerfahren zu lassen.
Interessant und beachtlich ist Sir
Roberts Ansicht und Vorschlag
einer Bereinigung der Dinge im

Osten. Den Zeitpunkt dazu sieht
er im Jahr 1935 gekommen, wenn

die Gültigkeitsdauer des Genfer
Abkommens über Oberschlesien —

abgelaufen sein wird. Dann

müßte nach seiner Meinung für
Oberschlesien eine neue Volks-

abstimmung anberaumt werden,
und wenn dazu die Zeit noch
nicht reif sei, müßte aus Ober-

schleien vorübergehend unter

Aufsichtdes Völkerbundes ein

früher Luxemburg geschaffenautonomer Staat,
werden, der in Zollunion mit Deutschland stehend freien Handel

ähnlich- wie

mit Polen treiben würde. Der Korridor müsse an Deutschland
die Frage des polnischen Zugangs zum

Meere müßte durch die Schaffung von Freihäfen in Königsberg,
Elbing, Stettin, Hamburg und Memel sowie durch Internatio-
nalisierung der Weichselmündung gelöst werden. Sir Robert
Donald denkt aber realpolitisch genug, um selbst festzustellen, daß
die von ihm vorgeschlagenen Lösungsversuche und jede Besserung-,
an den deutschen Ostgrenzen ein Traum bleiben müßten, wenn nicht
England, Deutschland und Frankreich zu wirtschaftlichem und poli-
tischem Zusammenwirken gelangen würden.

Sir Robert Donalds Buch ist begreiflicherweise den Polen recht
unangenehm gewesen, und sie haben versucht zu erweisen, daß ein
Mann von dem Ansehen und der Bedeutung Sir Roberts von den

Deutschen gekauft wäre. Diese Verdächtigung läßt sich allein da-

durch schon widerlegen, daß doch wohl niemand auch in Polen
glauben kann, daß Sir Roberts Programm für die Regelung der

Grenzfragen im Osten ein Tösungsvorschlag Deutschlands sein kann.

Wenn die Zeit gekommen sein wird, in der wir uns mit Polen
über eine für beide Völker gleich erträgliche und ersprießliche-Lösung
der Grenzprobleme unterhalten können, werden wir uns auf einer

Verhandlungsgrundlage zus-ammenfinden, die eine Bereinigung der

fchwerwiegenden Grenzprobleme verspricht. Sie zu finden ist Auf-
gabe, aber auch Pflicht ehrlichen Strebens nach freundnachbarlichem
Zusammenwohnen, das erreicht und gesichert sein muß, wenn die

polnische und die deutsche Nation entschlossen sind, ihrer Mission
zur Arbeit am kulturellen und wirtschaftlichen Fortschritt und Auf-
stieg Europas und der gesamten abendländischenZivilisation ge-
recht zu werden. -
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chronik des

Zö. Mai t919.

»Nur als Verteidigusngskriieg gegen den Zarismus hat

1914 das deutsche Volk, wie mit Recht namentlich die

gesamte Sozialdemokratie damals erklärt hat, den

Kampf einmütig und entschlossen aufgenommen. Auch
heute, wo Deutschlands militärische Macht für immer ver-

nichtet ist, halten wir diesen Abwehrkrieg für unvermeid-

lich. Mit dem Augenblick, in welchem das Ziel der Nieder-

werfung der zaristischen Macht erreicht war, wurde der

Krieg s-innslos. Wir würden seine Fortsetzung als einen

Frevel der früheren Regierung bezeichnen, sobald uns

zweifelsfrei nachgewiesen würde, daß die Gegner bereit

gewesen wären, einen Frieden ohne Sieger und ohne Be-

siegte auf der Grund-lage der Achtung der gegenseitigen
Ehre mit uns zu schließen. Dafür fehlt bis heute der Beweis.

Die Friedensbedingungen, welche dem Volke des auf demo-

kratischer Grundlage erneuerten Deutschland im Gegensatz
zu feierlichen Versprechungen gestellt worden sind,

sprechen leider« eine so schlimm-e Sprache für das Gegen-

teil, daß, wenn an ihnen festgehalten wird, es keinerlei

Mittel geben wird, diesen Beweis jemalsglaubhaft zu er-

brisngein.« ·

«

28. Mai 1919.

Graf Brockdorff-Rantzau übersendet cle-

menceau den ers-ten Teil eisner ausführlichen Denkschrift,
die Gegenvorscihläge »der deutschen Re-

gierung zu den Friedensbedingungen ent-

haltend.
29. Mai 1919.

·
«

·Graf ·Brockdorff-Ran-tzsau übersendet cle-

menceau den — Rest der deutschen Gegenvorschläge
zusammen mit einer Ma.ntelnote, welche die Grund-

sgedanken der deutschen Denskschrift folgendermaßen er-

läutert: » . . . Wir hoff-ten auf den Frieden des Rechts, den

man uns verheißen. Wir waren entsetzt, als wir . . . lasen,
welche Forderungen die siegreiche Gewalt des Gegners an

uns stellt. le tiefer wir in den Geist dieses Vertrages ein-

drangen, urn so mehr überzeugten wir uns von seiner Un-

durchführbarkeit. Die Zumutungen dieses Vertrages gehen
über die Kraft des deutschen Volkes. Wir sollen zur

Wiederherstellung des polnischen Reiches auf unbestreitbar

deutsches Gebiet verzichten . . . Wir sollen darein willigen,

daß O s t p r e u ß e n vom Staatskörper amputierL zum Ab-

sterben verurteilt und seines nördlichsten Teils mit dem

resi deutschen M ern el beraubt wird. Wir sollen zugunsten
Po ens und Tsschechoslowakiens auf O b e r s c h l e sie n

verzichten, obgleich es seit mehr als 750 lahren in enger

politischer Verbindung mit Deutschland steht, von deutschem

Leben erfüllt ist und die Grundlage für die Industrie im ganzen

östlichen Deutschland bildet. Usb e r w i e g e n d d e u t s c h e

Kreise sollen an Belgien abgetreten werden. ohne

genügende Garantien für die Unabhängigkeit einer erst

nachträglich-enAbstimmung. Das r e i n d e u t s c h e S a a r-

g ebi et soll von unserem Reiche gelöst und seine spätere

Ansgliedersung an Frankreich vorbereitet werden. Ob-

gleich wir Frankreich keine Menschen,
sondern nur Kohlen schul.den. Fünfzehn lahre
lang soll rheinisches Gebiet besetzt sein « . .

Ein so zserstiickeltes und geschwächtes Deutschland soll sich,
obgleich auf Erstattung der Kriegskosten ausdrücklich- ver-

zichtet wurde, grundsätzlich bereit erklärten, alle K ri e g s —-

i

kosten der Gegner zu tragen, Summen. die das ge-

samte deutsche Staats- und Privatvermöigen um ein Mehr-

faches übersteigen würden. Einstweilen fordern die Gegner
über »die vereinbarte Grundlage hinaus Ersatz sder S-chäd-en

der Zivilbevölkerung . . . Die zu zahlende Summe soll

von den Gegnern einseitig festgesetzt werden und späterer
- Abänderung und Erhöhung unterliegen.
Leistungsfähigkeit des deutsch-en Volkes bilden, abgestuft
nicht nach seiner Lebenshaltung, sondern lediglich nach

«

seiner Fähigkeit, die Forderungen der Feinde »durch seine

Arbeit zu erfüllen. Dass deutsche Volk wäre also

zu dauernder Sklave-narbeit verurteilt. Trotz

Versailler

ströme
’

unterstellt, es muß auf seinen Gebieten die von den

Die Grenze soll die —

V e r t r a g e s (Fortsetzunc.l

solcher ungseheuerslichen Forderungen wird uns gleichzeitig
der Wiederaufbau unseres Wirtschaftslebens unmöglich ge-

macht. Wir sollen unsere ft a n de l s fl o t t e aus-liefern.
Wir sollen auf alle Au s landss we r t e verzichten. Wir

sollen- das Eigentum an allen deutsch-en Aus-

landsuntern ehmun gen selbst in den verbündeten

Ländern auf die Gegner übertragen. Auch nach Friedens-

schluß sollen die f eindlichen Staaten das Recht haben,
alles deutsche Vermögen zur Einziehung
zu bringen . . . Auf unsere Kolonien sollen wir

vollständig verzichten. Nicht einmal dort sollen d e u t s c h e

M i s s i o n a re das Recht haben, ihren Beruf auszuüben.

. . Sogar im lnnern sollen wir unser Selbst--

bestimmungsrecht aufgeben. Die internationale

Kommission für Wiedergutmachung lReparationskommissionl
erhält disktatorische Gewalt iiber unser gesamte-s Volks-

leben in Wirtschaft und Kultur, ihre Befugnisse gehen weit

über die hinaus, die der Kaiser, der deutsche Bundesrat

und der Reichstag zusammen jemals besessen haben . . .

Aue-h auf anderen Gebieten wird Deutsch-

lands Souveränität aufgehoben. Seine Haupt-
werden internationaler Verwaltung

Gegnern gewünscht-en Kanäle und Eisen-bahnen bauen, es

muß den Verträge-n unbekannten Inhalts zu-

sstiim m e n ,
die von seinen Gegnern mit den neuen Staaten

des Ostens geschlossen werden sollen, selbst über seit-e

eigenen Grenzen. Das deutsche Volk ist a us dern

Bunde der Völker ausgeschlossen, dem alle

gemeinschaftliche Arbeit der Welt anvertraut ist. So soll

ein ganzes Volk seine Achtung, ia sein Todesusrteil unter-·

schreiben. Deutschland weiß, daßes Opfer bringen muß,
um zuirn Frieden zu kommen. Deutschland weiß, daß es

solche Opfer vertragsgemäß zugesichert hat, und willdarin

an die äußerste Grenze dessen gehen, was ihm möglich ist.

t. Deutschland bietet an. mit der eigenen Ent-

waffnung allen anderen Völkern voranzugehen, um zu

zeigen, daß les helfen will, das neue Zeitalter des Rechts-

friedens herbeizuführen . . . Aber es setzt voraus, daß es

sofort als gleichberechtigter Staat in den Völkerbund auf-

genommen wird . . .

2. ln territorialen Fragen stellt sich
Deutschland rückhaltlos auf den Boden des

Wi l s o n p r o g r a m m s. Es verzichtet auf seine Staats-«

hoheit in El sa ß - L o t hr i ng e n
,
wünscht aber dort freie

Volksabstimmung Es tritt den größten Teil der Provinz
D o s e n

, die unsbestreitbar polnisch ·
besiedelten Gebiete

nebst der Hauptstadt Dosen an Polen ab. Es ist bereit,
den Polen durch Einräumung von Freihäfen in Danzi-g,

'

Königsberg und Memel, durch eine Weichsel-Schif-fahrtsakte
und durch besondere Eisenbahnverträge freien und sicheren

Zugang zum Meere unter internationaler Garantie zu ge-

währen. Deutschland ist bereit, die wirt-

schaff-liebe Versorgung Frankreichs mit
K o h l e n

, besonders aus dem Saargebiet, bis zur Wieder-

herstellung der französischen Berigwerke z u s i c h e r n.

Die vorwiegend dänischen Gebiete Schles-
w i «g s werden auf Grund einer Vol·ksabs«timmung Dänemark
überlassen· Deutschland verlangt, daß das

Selbstbsestimimungsrecht auch zugunsten
der Deutschen in Osterrcich und Böhmen ge-
a c h t et wi rd. Es ist bereit, seine sämtlichen K o l o n i e n

der Gemeinschaftsverwaltung des
, Völkerbundes zu unter-

stellen, wenn es als dessen Mandatar anerkannt wird.

Z. Deutschland ist bereit, die ihm nach dem
vereinbarten Friedensprogramm obliegenden Z a h l u n g e n

bis zur Höchstsumme von 100 Milliarden Mark
G o l d z u leiste n

, und zwar 20 Milliarden Mark Gold bis

zum l. Mai i926, alsdann die restlichen 80 Milliarden : . .

in unverzinslichen lahresraten . . . Deutschland setzt hier-
bei voraus, daß es keine weiteren territorialen Opfer als
die vorerwähnten zu bringen hat und wieder wirtschaftliche
Bewegungsfreiheit nach innen und außen erhält.
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4· Deutschland ist bereit, seine gesamte
wirtschafttiche Kraft dem Dienst der

Wiederherstellung zu wid-m-en. Es wünscht bei

der Wiederherstellung der zerstörten Gebiete in sBelgien
und txlordfrankreiehl werktätig mitzuarbeiten . . .« -(Die

weiteren sin der Mantelnote aufgeführten Gegenvorschläsge
betreffen die Handelsflotte den Ersatz der vernichteten bel-

gischen und französischen Ftußfsahrzeusg«e, die Uberlassung
industrieller Beteiligungen an die Gegner, das Recht der

Arbeiter, über sozialpolitik und sozialversicheriung selbst

entscheiden-d mitzustimmen, die Forderung einer neutralen

Untersuchung über die Verantwortlichkeit für den Krieg unsd

die Schuld während des Krieges.)

30. Mai 1919.

G e n e r al s m u t s schreibt an Präsident Wilson:

» . . . Die deutsche Antwort . . . scheint mir die fiunda-

mentale Not-e anzuschlagen, die für uns am gefährlichsten
ist . . . sie tdie Deutschenl sagen im Grunde, daß wir

ihnen gegenüber unter einer feieriichen Verpflichtung stehen.
sein-en Wilso nfrieden zu schließen, einen Frieden »in Uber-

seinstimsmung mit Ihren vierzehn Punkten und anderen 1918

verkündeten Grundsätzen. E s b e s t e h t n a c h mein e r

A n sie ht absolut kein Zweifel, daß dem so ist. Abgesehen
von den beiden, von den Atliierten vor dem Waffenstillstand

gemachten Einschränkungen tvsgL 4. und s. November 1918l,
sind wir verpflichtet, einen Fried-en zu seh-ließen im Rahmen

der vier Eckpfeiler lhrer Punkte und Prinzipien. Und all-e

Bestimmung-en des F-riedensvertnages, die in ihrem Ziele und

Zwecke dagegen sind oder darüber hinausgehen, würden

einen Bruch des Abkommens bedeuten . .. Falls

die Alilsiierten den Krieg bee-ndigen, indem sie dsemBeispiele
Deutschland-s bei Beginn folgen und der Welt gleichfalls mit

einem »F et z e n P a p i e r« ge«genü·bertreten, d a n n w i r d

unsere schande so groß sein, daß ich

s ch aud r e, wen-n ich an die letzte Wirkung auf die öffent-

liche Meinung denke. Wir würden in der Tat ein
schwereres Unrecht als Deutschland auf

uns laden . . . Wir alle sollten der Frage die ernsteste

Beachtung schenken, ob unser Friedensvertrag sich siim

Rahmen der vier Eckpfeilsesr Ihrer Reden von 1918 hält.

Offen heraus, ich glaub-e nicht, daß dies der

Fall ist. und es scheint mir, daß die Deutschen

triftige Rechtsgrünide isn bezug auf eine An-

zahl von Bedingungen vorbringen. All-e die

einseitigen Beding-ungen, welche Wechselseitigkeit oder

Gleichberechtigung ausscht-ießen, und alsle die Nadsetstiche,
von denen der Vertrag strotzt, scheinen mir gegen den Buch-

staben und den Geist lhrer Punkte zu verstoßen . . . Es

wird eine furchtbare Enttäuschung geben, wenn die Völker

zu der Auffassung gelangen, daß wir keinen Wilson-

frieden schließen, daß wir der Welt unsere Ver-

sprechungen und der Offentlichkeit die Treue nicht halten.

Wenn wir das tun-, wird es so scheinen, als brächen wir das

förmliche Abkommen, das wir in votslem Bewußtsein — wie

ich wenigstens glaube — geschilossen haben, und wir werde-n

mit schwerster schande überschüttet werden, unsd dieser
Friede könnte dann wohl sogar ein noch größeres Unheil

für die Welt bedeuten, als es- der Krieg war. Verzeihen

sie, daß ich sie mit dieser Angelegenheit beunruhige, aber

ich glaube, es handelt sich um die Wurzel unserer ganzen
sache.u -

,

2. luni 1919.

Llovsd George fordert in einer Besprechung mit

Wilson und -clemenceau, wes entliche Änderungen des

Vertragsentwurfs im Sinne der deutschen Gegenvorschläge,
« insbesondere auch die Beschränkung der Besetzung auf

zwei jahre. seine Kot-legen sagten, »daß sie keine Mög-
lichkeit sähen, die britischen Delegierten zur Unterzeichnung
zu ermächtigen, außer, wenn gewisse Änderungen an diesem

Teil des Vertrages vorgenommen würden, auch könnten sie,
solange ldie Abänderungen nicht durchgeführt seien, nicht

zugeben-, daß die britische Armee für irgend-einen Vor-

marsch benutzt werde, um den Vertrag zu erzwingen«.
Ltovd Georges Vorstoß, den er noch mehrere Tage fort-

seßt, scheitert an dem Widerstand clemenceaus und Wilsons.

ss

3.luni1919.
Wilson bespricht die deutschen Gegenvorschläge mit

der amerikanischen Friedenssdelegation und erklärt dabei
unter anderm: »Die Frage, die mir sam Herzen liegt, lautet:

,Wo haben sie fdie Deutschenl mit ihren Behauptungen
recht?« ,Wo haben sie gezeigt, daß die Vereinbarungen des

Friedensvertrages in wesentlicher Hinsicht ungerecht sind7'

,Wo haben sie gezeigt, daß sie nur hart sind?« D e nn sie
s i n d h a r t , aber die Deutschen verdienen das. U n d ic h

glaube, ess ist nützlich, daß eine Nation ein

für allemal slernt, was ein ungerechter Krieg an

sich bedeutet. lchs habe nicht den Wunsch, den Frie-

densvertrag zu mild e rn, aber ich habe den aufrichtigsten
-Wunsch, jene Abschnitte abzuändern, von denen gezeigt
wird, daß sie ungerecht sind oder den Grundsätzen, die wir

selbst aufgestellt haben, zuw.iderla«ufen.« Und ferner am

Ende der Besprechung: »lch möchte nicht unvernünftig er-

scheinen, aber mein Gefühl ist folgendes: daß wir in dem

Vertrage keine Änderungen machen sollten, um seine Unter-

zeichnung zu erlangen, wenn wir glauben, daß er das ent-

hält, wofür wir kämpfen; daß die Zeit, all-e diese Fragen zu

erwägen, damals war, als wir den Vertrag schrieben; und
es« macht michL ein wenig müde, wenn Leute kommen und

jetzt sagen, daß sie befürchten, dsie Deutschen würden nicht

unterschreiben, und wenn ihre Befürchtung auf Dingen be-

ruht, auf denen sie zu der Zeit, als der Vertrag geschrieben
wurde, bestanden; das ist mir einfach· zuwider. Und das

geschah. Diese Leute« die unser Urteil über den Haufen

warfen und sachen in den Vertrag schrieben, die ietzt den

stein des Anstoßes bilden, stolpern jetzt über sich selbst,
um diesen stein des Anstoßes aus dem Wege zu räumen·

Wenn er nicht da sein darf, so sage ich: schafft ihn fort,
aber ich sage, schafft ihn nicht nusr deshalb fort, um die

Unterschrift unter den Vertrag zu bekommen« Auf die

Zwischenfrage, ob er dabei an die Franzosen denke, er-

widert Wilson: »ln erster Linie an die Briten .. sie

hätt-en von Anfang verständig sein sollen, dann hätten sie

es nicht nötig gehabt, es zuin schluß mit der Angst zu

bekommen
4. Juni 1919.

Der vom Viererrat eingesetzt-e A u s s c h u ß v o n W i r t-

schaftsposlitikern fNorman Davis und Bavuch für die

Vereinigten staat-en, Lord Robert cecil und Kevnes für

Großbritsanniem Loucheur und clementet für Frankreich,
crespi und Atstotico für ltalienl erstattet dem Viererrat einen

vertrautic-hen Bericht über Europas Bedürf-

nisse an Lebensmitteln und Rohstoffen und

die Mittel zur Finanzierung dieser Liefe-

run·gen. Darin heißt es über Deutschland: ,,lm
Falle Deutschtland wird diie finanzielle Frage durch »die Re-

parationsforderungen des Friedensverstrages überschattet.«

Nach dem Vertnag müsse Deutschland verschiedene beson-

dere Formen des Besitzes abtreten oder abliefern, unter

denen die Hansdelsflotte die wertvoltste sei. Aber der Aus-

schuß habe das Gefühl, daß man sich darauf gefaßt machen

müsse, »daß die Deutschen zuzüglich der obigen Abtre-

tungen lediglich imstande sein werden, innerhalb von zwei

lahren ganz unbedeutende Zahslungen zu leisten. selbst

wenn von Deutschland innerhalb dieser Frist keine Zahlung
verlangt wir-d, möchte es ohne Beistand für Deutschland

unmöglich sein, die notwendige Einfsuhr zu bezahlen, durch

die es später in die Lage versetzt würde. beträchtlichere

Zahlungen für Repasratxionszwecke aufzubringen. Für den

wahrscheinlichen Fall, daß Deutschland daher al außerstansde
ist, in liquid-en Werten die ganzen tbinnen der ersten zwei

lahsre fätsligenl ersten 20 Milliarden- Mark zu bezahlen; bl in-

folge Mangels an Barmitteln und Kredit zu importieren
außerstande ist; oder c) nicht im Bessitze ein-es an-

gemessenen Betriebskapitals bleibt, glaubt der Ausschuß,

daß eins oder mehrere der nachstehenden Hilfsmittel in Er-

wägung gezogen werden müßten: ·t. Die . . . Besitzabtre-
tungen können nicht als Vorschüsse auf die -Reparationen.
sondern müßten als Vserkäufe behandelt werden, unsd die

. . . Regierungen, die diesen Besitz erhalten, sollten den

Gegenwert davon Deutschland in bar zur Verfügung
stellen . . . oder es könnte Deutschland als Alternative ge-
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stiattet werden, eine genügende Summe Seiner vorhandenen
Aktivbestände zurückzubehalten, sum-seine Erfordernisse an

Betriebskapital zu decken. 2. Die alliiiertenund assoziierten

Regierungen könnten Deutschland eine Anleihe geben; oder

Z. die Bestimmungen des Reparationsabschnitts konnten so

umgseändert werden, daß sie Deutschlandgestatten, Schuld-·
verschreibungen zu verkaufen, die vor all-en Peparationss
zahlsungen den Vorrang haben sund besondere Sicherheit ge-

nießen . . . . oder die Reparatiosnskommissionverpflichten,
eine Teilzahlung auf die. erst-en 20 Milliarden Mark in dieser
Form anzunehmen« Die Lösung des Problems sei

ä u ß e r s t d r i n g l i c h. »Bisher ist mit der Lieferung von

Rohstoffen lan Deutschlan.dl, deren Kosten . . . auf

180 000 000 X geschätzt werden, noch nicht begonnen worden;

und wenn der Zusammenbruch Deutschlands
vermieden werden soll, muß die Lieferung unver-
züglich beginnen G e ge n w ä r t si g 1»ed o c h ist

Deutschland tatsächlich von Mitteln· ents-

blößt. Die Erfüllung des Ernährungsprogramms bis Ende

luni wird sei-ne Goldreserve von 110900090 se auf
60 000000 se herabsetzem dar-unter darf sie nicht weiter

fallen ohne den endgültigen Zusammenbruch

des deutschen Währungssvstems, und ebenso

werden sich auch bat-d Deutschlands gesamte bekannten Be-

stände an sofort verkäuflichen oder beleihsbaren ausländi-

schen Sicherheiten, soweit sie durch Peguisition in Anspruch
genommen sind, erschöpft haben . . . . . Wenn diese Re-

·

parationsverpfslichtungen nichst wären,glaubt der Ausschuß,
daß Deutschland . . . . imstande sein wurde, auf privatem
Wege umfiangreiche Kredite zu e.nhaslten, aber seine »un-
sb estimm t e n und außerordentlich großen Reparatsions-
verpflichtsungen vermindern diese Möglichkeiten betracht-
lich . . . .. Der Wert der Mark ist im.Ve-rhaltn.is
zum Dollar jetzt bereits auf weniger als ein
Drittel ihres Pariwertes gesunken. Da»die
Preise für Rohmaterialien, in Dollar ausgedrückt, gegenüber
der Vorkriegszeit um das Zweieinviertelfiache gestiegen
sind, so folgt daraus, daß die eingeführten Rohstoffe in

Mark etwa siebenmal so viel kosten werden, als ihr Vor-

kriegspreis betrug. Da Deutschland lange Zeit hindurch
von der Einfuhr abgeschnitten war, haben sich seine»inneren
Preise diesem Standpunkte nicht angepaßt. B e zugli c h

der eingeführten Lebensmittel berichten

die mil.itärisclien Autoritäten des besetzten

Gebietes. daß sdie Preise in Anbetracht der
Kaufkraft der gesamte-n Bevölkerung, mit

Ausnahme von 5 v.l-l., so hoch sind, daß, selbst
wenn Nahrungsmittel zur Verfügung stan-

den, sie nicht verkauft werden könnten, falls

nicht die deutsche Regierung oder die BesaßungsarmseeZu-
schüsse leisten· Falls jedoch die deutsche Regierung die

importierten Artikel unter Preis verkauft, wi r d ihr e

finanzielle Lage verzweifelt und seine wei-

tere lnflation unvermeidlich werden. —- Der

Ausschuß hat der deutschen Lage einen beträchtliche-nRaum

gewidmet, da nach seiner Meinung hier der Schlüssel zu dem

ganzen europäischen Finanzproblem liegt.«

Der Viererrat hat, wie Baker mitteilt, diese Denkschrift

niemals ernstlich erwogen.

4. luni l919.

Wiilson erklärt im Viererrat zur Frage der Rüstungs-

beschränksung bei den kleineren Nationen: »Die größeren
Mächte dürften in eine etwias peinlich-e Lage geraten, wenn

sie fvon den kleineren Staatenl vor die Frage gestellt
würden, ob sie bei sich selbst die Püstungsbeschräcnkung
durchzuführen beabsichtigten.» Die Antwort würde lauten:

Ja, der Völkerunsdsrat soll einen diesbezüglichen Plan vor-·

legen.« Hierauf würde-n sdise Vertreter der kleinen Staaten
erwidern: ,l-la-bt ihr euch zu seiner Annahme verpflichtet7«
und die größeren Mächte würden hierauf mit einem ,Nein«
antworten -müssen.«

-

«

9. Juni 1919.

Wil s o n erklärt im Viererrat: »Er sei von seinen Sach-

verständigen gewarnt . . .- .. daß sich, falls der Friede nicht

sehr bald unterzeichnet werde, sehr ernste Folgen für die

sdensvertrasg zu unterzeichnen

ganze Welt ergeben würden, nicht nur für den Feind, son-

dern für alle Staaten. Der Handel könne nicht in Gang
komm-en, ehe nicht der gegenwärtige Vertrag unterfertigt
und in Ordnung gebracht sei. Danach sei es nötig, die
Finanzen zu ordnen; und der einzige Weg hierzu sei die
Aufstellung irgendeines Kreditplasnes. E r w ü n s c h e m i t
größter Feierlichkeit zu sb«etonen, daß, falls
Deutschland nicht ein genügen-d großer
flüssiger Aktivbestand, zusammen mit einer
Goldbasis, belassen werde» Deutschl-and
nicht iin der Lage sei, seinen Handelsverkehr
wieder in Gang zu bringe-n, noch Repara-
tio n en z u l e i s t e n. Sein eigenes Land sei bereit, große
Summen zur Wiederherstellung des Krediites zu beschaffen.
Doch unter den gegenwärtigen Verhältnissen werde der
Kongreß nicht einen Dollar bewilligen, und er könne von den
Bankiers der Vereinigten Staaten nicht verlangen, sdsaß sie
Kredite e-inräumten, wenn Deutschland keine Athivbestände
habe . . . . . Solle sich daher der Handel wieder beleben,
so müßten Schritte unternommen werden, um die Kredit-
fähigkeit wiederherzustellen, und falls D eutschlan d
nicht für seinen eigenen Bedarf ein gewisser
Kredit eingeräumt werd-en könne, würden sich
die Alliierten ohne Reparationen behelfen müssen«

10. l u n i 1919.

Wil s o n erklärt im Viererrat: »Falls Deutschland nicht
eine gewiss-e Menge Rohstoffe erhalte und ihm nicht ein ge-
wsisser flüssiger Aktivbestand zugebilligt werde, würden
lvon sishml auch keine Reparationen zu erhalten sein«

c l e m e n c e a u erwidert: »Das heiße die Welt gänzlich
auf den Kopf stellen. Nicht die sieger, sondern die Be-
siegten würde-n auf diese Weise am besten herauskommen«

16. lu ni 19l9.

Der Generalsekretär der Friedenskonferenz sDutasta
überreicht um 626 Uhr abends der deutschen Delegation die
Antwort der ailliierten und assoziierten Mächte auf die deut-
schen Gegenvorschläge, ssowie eine dazugehörsige Mantel-
note und den Entwurf eines Asbkommens über die militäri-
sche Besseßung der rheinischen Gebiete lPheinland-·
abkommen). Dutasta verlangt dabei innerhalb fünf Tagen
Antwort, ob die deutsche Delegation gewillt sei. den Frie-

Ministerialdirektor simons
bezeichnet die Frist als zu kurz bemessen. Dutasta er-

schien darauf nochmals in Versailsles und erklärte, die allj-
ierten und assoziierten Mächte hätten sich bereit erklärt, die
Frist um 48 Stunden zu verlängern.

«

Die Manteln ote erklärt, der deutsche Protest gegen
den Frieden als einen Gewaltfrieden beweise, daß die
deutsche Delegiation die Lage, in der sich Deutschland be-
finde, gänzlich ver-kenne. »Die deutsche Delegation scheint
zu denken. Deutschland habe nur ,0pfer zu bringen, um

zum Friede-n zu gel·angen·, als ob dieser Friede einzig und
allein nur der Abschluß eines Kampfes um territorialen und
Machtgewinn wäre. Infolgedessen halten es die all-iierte-n
und assoziiiertenMächtie für erforderlich, ihre Antwort mit
einer scharf umrissenen Darlegung ihr-es Urteils über den
Krieg zu beginnen« Nach ihrer Ansicht sei sder Weltkrieg
»das größte Verbrechen gegen die Menschheit und gegen
die Freiheit der Völker gewesen, welches eine sich für zivi-
lisiert ausgebende Nation jemals imit Bewußtsein begangen
hat«. Die Regierenden Deutschlands hätten die Vorherr-
schaft in Europa angestrebt, Europa durch Gewaltandro-
hungen isn einem Zustande der Gärung erhalten, den Krieg
entsfesselt und sich jedem Vsersöhnsungsversuche entzogen,
bis es zu spät war. Deutschland sei aber ferner auch für

die rohe und unmenschliche Führung des Krieges verant-
wo.rtlich; sein Verhalten sei in der »Geschichte beispiellos. »Die
schreckliche Verantwortlichkeit, die auf ihm last-et, läßt sich in
der Tatsache zusammenfassend zum Ausdruck bringen. daß
wenigstens sieben Millionen Tote in Europa begraben liegen,
während mehr als zwanzig Million-en? Lebender durch ihre
Wunden und ihre Leiden von der Tatsache Zeugnis ablegen,
daß Deutschland durch den Knieg sei-ne Leidenschaft für die
Tvrannei hat befriedigen .wollen. Die alliierten und asso-

IS
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ziierten Mächte halten dafür, daß sie denen, die ihr alles

dahiingegeben haben, um die Freiheit der Welt zu retten,
nicht gerecht werden würden, wenn sie sich damit abfinden

würden, in diesem Kriege kein Verbrechen gegen die

Menschlichkeit und gegen das Recht zu erblicken . . . Die

Gerechtigkeit ist also die einzige mögliche Grundlage für die

Abrechnung dieses fürchterlich-en Krieges
eine Gerechtigkeit für alle sein. Es muß das sein die

Gerechtigkeit für die Toten, für die Verwundeten, für die

Wa-isenk-i-nder, für alle, die in Trauer sind, auf daß Europa
von dem preußischen Despotismus erlöst werde. Gerechtig-
keit muß den Vöstkern zuteil werden. welche heute unter

einer ungeheuren Las-f von- Kriegsschulden, die sich auf mehr

als dreißig Milliarden Pfund sterling beziffernI . . . fast

zusammenbrechen . . . Einer muß unter den Folgen des

Krieges leiden. Wer soslsl leiden? Deutschland oder nur die

Völker, denen Deutschl-and Böses zugefügt hat? . . .« Die

Revolution in Deutschland könne die Liquidierung des

Krieges nicht berühren, da das deutsche tVolk und seine

Vertreter die Verantwortung für die Politik ihrer Regierung
geteilt hätten. Der vorgeschlagene Frieden sei ein Rechts-

frieden. Er entspreche sowohl hinsichtlich der territorialen

Änderungen als hinsichtlich der internationalen Kontrolle der

Flüsse den vereinbarten Frsiedensgrunsdlagen Der sofortige
Eintritt Deutschlands in den Vöslkerbund könne nicht zu-

gestanden werden. »Mit Rücksicht auf die gegenwärtige

stsimmung unter den Völkern der Welt es nicht möglich, zu

erwarten, daß die freien Völker der Erde sich sofort in

gleichberechtigter Gemeinschaft mit jenen zusammen nieder-

lassen, voh denen sie so schweres Unrecht erlitten haben«

»Zum schluß müssen die allisierten und asso-

ziierten Mächte es offen aussprechen, daß
dieser Brief und die angeschlossenesDenk-
schriftihsr letztes Wort sin der Angelegenheit
darsteslilen.« Sie »fordern daher eine Er-

klärung der deutschen Delegation binnen

fünf Tag-en . . ., daß sie -bereitist, den Vertrag
in seiner heutigen Gestalt zu usnterzeichnen«.
Erfolge dies-e Erksläiung, so würden Vorbereitungen für die

sofortige Unterzeichnung in Versasilles getroffen werden.

Bleibe diesErkläsrung aus, so gelte dieseMit-

teilusng asls Kündigung des Waffenstill-

stand es. Die alliierten und assoziierten Mächte »werden

diejenigen schritte ergreifen, die sie zur Erzwingung ihrer
'

Bedingungen für erforderlich halten«·.

. . . Aber es muß

Das einzige bedeutende Zugeständnis der Alliierten

besteht in der Zulassung der Volksabstimmung in Ober-

schlesien. 16. Juni 1919.

Marschall Foch wird vom Viererrat aufgefordert, end-

gültige Einzelheiten seines Planes zur Niederzwingung
Deutschlands in dem Falle vorzulegen, daß die Deutschen
die Unterzeichnung des Friedensvertrages verweigern. Er

schlägt vor, auf der Grundlage einer separatsistischen Politik

vorzsugehen seine Truppen seien zahlenmäßig zu schwach,
um weit in Deutschland vorzudringen, und ohne geeignete
Mittel zur Fil«anken- und Rückensicherung Dem allgemeinen
Eindruck, daß Foch sich nicht durch militärische, sondern
politisch-e Erwägungen tfranzösische Rheinpolitikl leiten

läßt, gibt Llovd George mit den Worten Ausdrudc Er

fürchte, daß Marschall Foch Politik und strategie durchein-
ander menge. Er hoffe, daß Marschalt Foch sich nicht ver-

leßt fühslesn möge, wenn er sage, daß er befürchte, sein
Urteil in politischen Dingen sei geeignet, Zweifel über sein
Urteil auf stratesgischem Gebiete zu erregen. selbst cle-
menceau verwirft Fochs Plan als närrisch und für das An-

sehen der Alliierten gefährlich. -

16. isu n i t9t9.

W»ilso-n, clemenceau und Llovd George unterzeichnen

eine »E-rklär-ung der Regierungen der Ver.

st-aaten, Großbritanniens und Frankreichs

bezüglich der Besetzung der rheinischen

Provinzen«. Diese besagt u. a.:, »Die alliierten und
assoziierten Mächte beabsichtigen nicht« die Zeit der Be-

seßung auszudeh-nen, bis die Reparationsbestimmungen
vollständig ausgeführt worden sind.« »Da die Kost-en der

Beseßsung eine entsprechende Verminderung des sfür die

Reparationen verfügbaren Betrages bedeuten, so haben die

alliierten und assoziierten Mächte in Art. 431 des Vertrages
bestimmt, daß, wenn vor dem Ende der tsjährigen Frist
Deutschland alle seine Verpflichtungen . . . erfüllt habenti

sollte, die besaßungstruppen sofort zurückgezogen werden

sollen. Wenn Deutschland vor Ablauf der Frist seinen

guten Willen und befriedigende Garantien gibt, die Tdie Er-

füllung seiner Verpflichtungen gewährleisten, dann werden
die interessierten all-iierten und assoziierten Mächte bereit

sein, unter sich- ein Abkommen zwecks früherer beendigung
der Beseßungszeit zu treffen« sobald Deutschland in be-

friedigender Weise abgerüstet habe, sollen die von ihm zu

bezahlenden Beseßungskosten jährlich nicht mehr als
240 Millionen Mark betragen-

Vl. Die Unterzeichnung
19. l u n i t919.

Die von der deutschen Regierung ernannt-en sachver-

ständigen fassen sin ihre-r Vorbesprechuing über die wirt-

schaftlichen Folgen dies Versailler Frie-

densvertrages und über die Frage seiner Unter-

z ei c h n usn g einstimmig einen Beschluß, der mit der Fest-

»stell·ung endet: »Es ergibt sich also die wirt-

schaftliche Unmöglichkeit, die neuen

Ententebedingungen zu erfüllen. Einen

nicht erfülibaren Vertrag zu untesrzeichnen

verbietet die Achtung vor der Vertrags-
treue und vor sich selbst.«

-

19.luni19t9.

Das Kabinett schesidema.nn-Graf brock-
«

. d o r f f - R a n t z a u fordert von den Regierungsparteien
der Nationalversamsmilung eine formulierte Erklärung, daß

entsprechend dem Antrage sdes Zentrums den teindlichen

Mächten neue Gegenvorschläge gemacht und ver-

langt werden solsl: t. Daß Zugeständnis, sdaß Deutschl-and

nicht allein die schuld am Kriege auf sich zu nehmen habe;
s Z. die Erfüllung der Forderung, daß die deutschen miliss

"

tärischen Führer und Pol-itiker, deren Auslieferung der Ver-

trag verlangt, nicht ausgeliefert werden müssen; Z. das

Zugeständnis, daß die wirtschaftlichen bedingungen un-

40

erfüllbar seien und daß hier eine Milderung durch spätere
Verhandlungen erreichbar sei. Di e A b l e ih n u sn g d i e s e r

Forderungen durch die Feinde soll für

Deutschland die Nichtunterzeichnung zur

Folge haben. Da diese Erklärung von den Fraktionen

nicht zu erreiche-n ist, tritt das Kabinett zurück.

Reichsaußenmisnister Graf Brockdorff-Rantzau

sagt in ein-ern schreiben an Rdchsipräsisdent Ebert zur Be-

gründung seiner Demission u.a. folgendes: »in vollem be-

wußtsein habe ich für den kommenden Frieden gewisse
Mindestforderungen in so scharfer Form aufgestellt, daß ich

sie nicht fallen lassen kann, ohne mich als ernst zu nehmen-

den Politiker selbst auszuschalten. . . ich bin von Versailsles

zurückgekehrt in der zuversichtlichen Hoffnung, mit meiner

Politik zu einem Erfolge zu kommen, wen-n das deutsche

Volk hinter mir stand und bereit war, die schweren Ge-

fahren, mit denen die Feinde es bedrohen und einzu-

schüchtern versuchen, und die ich keineswegs verkenne,
auf sich zu nehmen. Die Verhandlungen in Weimar haben

mich überzeugt, daß Gründe der inneren Politik, besonders

die überwiegende Auffassung von dem seelischen Zustand

unseres schwergeprüften Volkes, es für die Regierung un-

möglich erscheinen lassen, den Einsaß zu wagen, ohne den

ich mein spiel nicht gewinn-en kann.«

1) In Art. 481 beist- es nicht »in-füllt tret-N sondern »ertitllt«
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AXUU·IU,Z- gestorben am 26. Oktober 1929
«

Aon Affe-ed Wolfes-steti-

UnsereZeitgeht der Tod, richtiger das »Teben«dieses Dichters
Und Kämpfers ganz unmittelbar an. Denn die sozialen und kunst-
le

"

ra en der Ge enwart treffen wir mit geradezu ver-nschen F g g
diesen Problemenblüffender Deutlichkeit schon in seinen mit

experimentierenden Werken. Er hat die
starke Betonung der Technik aus der »tag-
lichen Wirklichkeit in die Kunst überfuhrt
er hat die Sprache des Tages für die

,,eigentlich künstlerische«erklärt und hat
die kollsektive Zusammenarbeit bereits be-

wußt verwirklicht. Wir denkenan In-
szenierungen des heutigen lkZeittheaters,
wenn wir für den Beginn seines Dramas

,,Ignorabimus« vorgeschrieben seh-en: Wol-

kenschatten, bald fern, bald nah tutende Au-

tos, eintöniges StraßengetriappehKlingeln.
In seinem »Buch der Zeit« gibt das

Volksgewühl den lyrischen Ton an und

·der Klang der Telegraphendrähte, das

Dröhnen der arbeitenden Hämmer, der

Schrei der Spitäler und Gefängnisse.Kein

Wunder, daß ihm ein Kritiker von da-
mals angesichts solcher scharfen Dinge
riet, lieber Essigfabrikant zu werden. «

Der im kleinen ostpreußischen Ort

Rastenburg 1863 geborene Arno Holz kam

schon früh nach«Berlin. Er verließ diese
Stadt nur zu kurzen Aufenthalten in Hol-
land und in Paris, wo er Zola studierte,
als Vorbild seines ,,konsequenten Natura-

lismus«. Aber er übertrumpft ihn noch
mit der fanatischen Formel: ,,Kunst ist
Natur minus X —- je kleiner das X, desto
größer die· Kunst.« Nachdem er mit einem

»

bei Poeten üblichen Singsangbuch begonnen hatte —- als der spatere
Feind aller »fliedersüßen Rhapsoden« —, erschien seine-Novellen-
trilogie »Papa Hamlet«, Untergange eines alten Schauspielers »und
eines Schulkindes, Studien, in denen er einen Jahrmarkt oder einen

Tod mit gleich meisterhafter Genauigkeit schildert und selbst durch
die verschiedene Größe der Druckbuchstabenein Idyll oder einen

erregten Zustand wiederzugeben sucht. Mit Johannes Schlaf zu-
sammen schreibt er dann als ein Muster seiner Theorien die

Nach dem Lebenradiert von

»Familie Selicke«, ein Drama des Elends zwischen nahen Angehö-
rigen: eine Tochter verzichtet auf ihr Glück, um gegen Not, Tod
und Unfrieden in der engen Wohnung der Eltern ein Gegengewicht
zu geben. Da augenblicklich Berlin im Vordergrunde der Dichtung

steht, sei erwähnt, daß Arno Holz damals
eine ganze Serie von zehn Stücken pl-ante:
,,Berlin. Das Ende einer Zeit.« Es folgte
die Komödie ,,-Soz-ialaristokraten«,gegen
den Friedrichshagener literarischen Kreis.
Aber seine eigentliche Höhe erreicht er im

»phantasus«, den man dem Inhalt wie
dem Umfang nach ein wahres Riesenbuch
nennen kann. Diese Gedichte, in bald

kurzen, bald unendlichen Verszeilen, wir-
ken schon als Druckbild wie ein Wald un-

regelmäßig verzweigter Bäume. Freie
Rhythmen genügen ihm für diese Wildnis

nicht, es müssen notwendige, natürliche
Rhythmen sein; denn selbst in Whitmans
Versprosa steckte ihm noch zuviel Pathos.

Es macht nichts, daß Arno Holz dann
die reimfrohen »Dafnislieder« verfaßte,
die zu seiner »Revolution der Lyrik« ge-
wiß nicht paßten, und den »Traumulus«,
der mit dem Erfolg eines Unterhaltungss
stückes über alle Bühnen ging. Desto un-

beachteter blieb sein Drama ,,Sonnenfin-
sternis«, das die Einigung der Mensch-
heit in der sVsisionseines »Alle umfassenden
Naturereignisses gestaltet, und die Tra-

gödie »Jgnorabimus«, deren gewaltige
«

N -

Ausmaße es bisher nur zu Plänen einer
Harald Ilsenstein Theateraufführung kommen - ließen.

Sein starkes Werk hatt-e den Dichter so wenig vor Armut ge-
schützt, daß er sich eine Zeitlang durch Kinderspielzeug, laufende
Mäuse, ernähren mußte. In diesem Jahr sollte er für den Nobel-
preis vorgeschlagen werden. Aber er starb. Für die notwendige
Umschmelzung der Literatur ins Leben bedeutet Arno Holz
viel, er war eine der entschiedensten Dichterpersönlichkeiten
der Epoche und, wie er selbst sich nannte, »des Zeit-
geistes Str-aßenkehrer«.

—

Zur Zeitgeschichte—-
Fiirst Bülow f.

Fürst Bülow war der glänzendste staatsmännischeRepräsentant
einer Zeit, die für uns Deutsche von heute schon zurvGeschichteer-

starrt ist und die auch die Kritik des Forschers nicht mehr auf-
schmilzt zu den Zwecken

·

·

aktueller Polemik oder Be-

lobigung. Einzig die per-
son des Altreichskanzleis
Bülow umwehte noch eine

lebendige Aera der Poli-
tik. Er hat bis in seine
letzten Lebensjahre hinein
an der öffentlichen Ent-

wicklung seines Vaterlan-
des regen Anteil genom-
men und beispielsweise
auch dem ihm im Tode

vorangegangenen Strese-
mann, der ihm in vielem

gesinnungsverwandt war,

manchen wertvollen Rat

gegeben.
Es ist heute leicht und

allzu billig, von einem Fi-
asko der Bülowschen
Außenpolitik zu sprechen.

er für Deutschland dieFührerepoche hatInnerhalb seiner
· .

stärksten Möglichkeiten, die irgendwie erreichbar waren, aus der
internationalen Lage herausgeholt. Man hat ihn den »Bis-
marck Wilhelms II.« genannt, ein Schlagwort, das allerdings
auch die ganzen Gedankenfehler derartiger Prägungen enthält.
Gewiß, er war »wilhelminisch« bis auf die Knochen, aber

er zeigte zumeist die von diesem System ausstrahlenden Lichter.
Unter Bülows Regime erreichte Deutschland den Höhepunkt seiner.
Großmachtstellung. Dieser großartige Diplsomat alter europäischer
Schule suchte als innenpolitischer Führer im Rahmen der gegebenen
Verhältnisse ganz modern zu sein. Ein norddeutscher Iunker, der
die Bedeutung-des Tiberalismus und des freiheitlichen Fortschritts
erkannte und fruchtbar machen wollte. Man könnte ihn den ersten
deutschen Kanzler nennen, der sich vom Parlament stürzen ließ, als

sich seine Blockmehrheit auflöste.
Schon Bülows Vater war Staatssekretär des Auswärtigen ge-

wesen, aber er selbst war kein"Erbe, sondern ein Mann mit eigener
Entwicklung. Bülow wollte das Reich aus seiner alten mittel-

europäischen Mission herausführen in eine Weltpolitik, die dem

ungeheuren Expansionsdrang deutschen Schaffens entsprach. Daß
dieser Weg schwere Gefahren mit sich brachte, war ihm stets be-

wußt. Freilich suchte er diese Wetterwolken nicht durch die Ver-

ständigung mit England abzulenken, sondern durch gigantische
Steigerung deutscher Machtmittel und durch die Erhöhung unsrer
prestigemäßigen Geltung. Bülows Ansehen im Auslande war in
der Tat fast einzigartig, man traute ihm Meisterschaft zu und

verließ sich bei Großmachtkrisenoft auf seine Geschicklichkeit Seine

verschiedenen Teilerfolge brachten ihm als äußere Anerkennung den

Grafen- und den Fürstentitel ein; er hatte im Konzert der Mächte
wiederholt einen klingenden Applaus, freilich trugen gerade seine
imperialistischen Erfolge den Keim neuer Verwicklungen in sich.
sBülow war eine Natur von bestechendem persönlichen Zauber,

elegant, geistreich, liebenswürdig, vorurteilslos, humiorvoll. In
seiner kulturellen Neigung bestärkte ihn seine hochkünstlerische,
grundgütige Gattin, die sich in der Berliner Gesellschaft einer wohl-
verdienten Beliebtheit erfreute. Diese italienische Prinzessin, die
in Deutschland ihre Wahlheimat fand, verknüpfte ihn noch enger mit
den großen diplomatischen Traditionen des 19. Jahrhunderts.
Italien und Deutschl-and waren ja durch· die Staatskunst aristokra-

575
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tischer Politik der nationalen Erfüllung ihres Einheitsstrebens
entgegengerei t. Bülow versuchte nach Ausbruch des Weltkrieges
die alte deu ch-italienische Freundschaft durch die Kriegsstürme zu
steuern. Wenn das auch ihm, dem Kundigen, Vielgewandten, trotz
aller Sympathiem die das Fürstenpaar in Rom besaß, nicht gelang,
so war es nicht seine Schuld.

Im Frühjahr 1929 konnte Bülow, der kurz zuvor durch den

Verlust seiner Gattin schmerzlich getroffen war, unter den aufrich-
tigsten Wünschen ganz Deutschlands seinen achtzigsten Geburtstag
feiern. Damals hoffte man, daß der körperlich und geistig rüstige
Greis seinen Lebensabend noch länger fortsetzen dürfte. Nun ist
er von uns gegangen, und die Nation betrauert einen Veteranen

ihrer Geschichte, dessen Gestalt scharf eingemeißelt in den Bergen
deutscher Erinnerung steht. Schusktze.pfaelz»«

Der neue vornier X.
Über die Fläche des Bodensees gleitet ein Flügelboot dahin.

In donnerndem Rhythmus trommeln 6000 Motorpferde ihr wildes

Lied und lassen acht mächtige Propellerschrauben wirbeln. Immer
schneller wird die Fahrt, immer kleiner die Bugwelle. Ietzt hebt
sich das Vorderteil des 55 Meter langen Bootes aus dem Wasser,
jetzt reißt sich der ganze Bootskörper vom Seespiegel los und

steigt jach in die Luft. Eine Last von 50 ooo Kilogramm schwebt
-

.frei, steigt hoch
-

und immer höher
und jagt mit 200

Stundenkilometern

durch den Ather
dahin.

Es ist der neue

Dornier X, das

jüngste und größte
Kind der deutschen
Flugzeugtechnik, das

bringt und nun

mit einer Besetzung
« -

von Uo Menschen
Die Jungfernfahrt deo Do x seine Iungsernfahrt

über den Bodensee
macht. Unvergleichlich bleibt für alle, die es mit ansahen,
dieses Schauspiel, wie der riesige Bau aus schimmerndem Leicht-
metall die Schwere überwand, das Wasser verließ und schließlich
zum winzigen Pünktchen in blauer Höhe wurde. Fast überwältis
gender noch der Anblick, wie das Flugschiff zurückkamund sanft und

sicher wie ein fliegender Schwan wieder auf den Seespiegel auf-
setzte. Auch ohne besondere Phantasie begreift man es, daß die

Luftboote dieses Typs schon im kommenden Jahre einen absolut
sicheren und fahrplanmäßigen Verkehr zwischen den europäischen
Mittelmeerländern und ihren afrikanischen Kolonien aufnehmen
werden. Viel schwerer aber ist es für den Laien, den ungeheuren
technischen Fortschritt zu würdigen, der hier gemacht wurde. Denn
eine ganze Reihe von wesentlichen Verbesserungen und Erfindungen
mußten zusammenksoinmem um das zu schaffen, was jetzt als
Dornier X durch die Lüfte eilt.

Auf den ersten Blick verblüfft die Größe dieses Vogels, dessen
Schwingen 75 Meter klaftern. Gewiß ist sie wichtig und wesentlich,
denn auch für Flugzeuge gilt innerhalbweiter Grenzen das von

Seeschiffen und Luftschiffen her bekannte Gesetz, daß ihre Güte
proportional ihrer
Größe wächst.Die

Grenze, innerhalb
deren dies Gesetz

Zitrisfhist auch vom

ornier x noch bei
weitem nicht er-

reicht,und kommende

Jahre werden uns

höchstwahrscheinlich
noch wesentlich grö-
ßere Konstruktionen
bringen« Immer-
hin bedeutet dieses
Boot den ersten ziel-
bewußten Schritt
auf einem als richtig
erkannten Wege. .

Andere wesentliche Neuerungen und Verbesserungen lernt der

Besucher erst bei der Besichtigung des Flugschiffes in seinen Einzel-
heiten kennen. Welch gewaltiger Fortschritt von den einfachen
Leinewandtragslächen vergangener Jahre zu den riesenhaften
metallischen Hohlkörpern, die hier die Schwingen bilden und in

ihrem Inneren nicht nur die Salons und Kabinen der Fluggäste,
sondern auch die Lagerräume für den Treibstoff enthalten. Gebilde

Das deutsche Niesenflugschiff Do x
Blick in den Navigationoraum

sind es, ins deren Innerem viele Dutzende v·on Menschen .tanzen,
’
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diese Leistung voll- -

musizieren und speisen, und die dabei in ihrem Äußeren dem Profil
der idealen Vogelschwinge so genau nachgebildet sind, daß sie mit
einem Minimum von Motorkraft durch die Luft dahinrasen. Ein

Meisterstück der Ingenieurkunst ist schließlich das Fachwerk, das

diesem Bau die notwendige Versteifung und Tragkraft verleiht.
Reine Freude bereitet der Anblick dieses Riesenvogels jedem Be-

schauer. Eine noch größere aber dem Techniker, der hier den Anfang
einer neuen und vielversprechenden Entwicklung zu sehen glaubt.

Hans Dominik.

Regierungsumbildung in Frankreich.
In Paris ist ganz unerwartet das Ministerium Briand, das

zwölfte, das Briand bisher geleitet hat, gestürzt worden. Es geriet
mit elf Stimmen in die Minderheit über die Frage, ob eine Dis-

kussion der Haager Abkommen sofort oder erst, wenn die zweite
Haager Konserenz stattgefunden hat, beginnen solle. Gestürzt
wurde das Ministerium in der Hauptsache durch die Stimmen der
beiden großen Linksparteien, der Radikalen und der Sozialisten,
jedoch mit einem Teil der Stimmen der Rechtsparteien. Es war

eine typische Zufallsmehrheit, die sich gegen Briand richtete, eine

Mehrheit, die aus ganz verschiedenen Gründen dasselbe Votum

abgab, die Leute von rechts, weil sie Briands Politik Deutschland
gegenüber zu entgegenkommend fanden, die Leute von links, weil

sie angesichts gewisser Äußerungen aus den Rechtskreisen der

Regierungsmehrheit, die gegen Briand gerichtet schienen, eine

Klärung der ganzen Lage herbeiführen wollten. Aber die äußere
Zufälligkeit, mit der das Kabinett Briand in die Minderheit geriet,
darf nicht über die inneren Gründe seines Sturzes hinwegtäuschen.
Diese werden sofort klar, wenn man sich die Mehrheitsverhältnisse
in der französischenKammer und die Politik des letzten Mini-

steriums Briand vergegenwiirtigt. Bekanntlich haben die vorletzten
Wahlen zur französischenKammer im Mai 1924 den Nationalen

Block gestürzt und die Ruhrpolitik Poincarås verurteilt. Ihre Folge
war ein Linkskabinett unter Herriot, dem dann mehrere kurzlebige
Linkskabinette bis zum Iuli 1926 folgten. Dann brachten die

Währungs- und Finanznöte des Landes ein Kabinett der »natio-
nalen Einigkeit« unter Poincare ans Ruder, das auch die Neu-

wahlen von 1928 überdauerte, die keinerlei wesentliche Änderungen
in der Zusammensetzung der Kammer brachten. Im Kabinett

Poincar6 war die eine der beiden großen Linksparteien, die Radi-

kalen, zuerst vertreten. Sie schieden auf Grund der Beschlüsse des

radikalen Parteikongresses im letzten Jahr aus, so daß das um-

gebildete Kabinett Poincarå sich fast ausschließlich auf die Rechts-
und Mittelparteien stützte. Als Poincare wegen seiner Krankheit
diesen Sommer aus »dem Kabinett ausscheiden mußte, übernahm
Briand die Ministerpräsidentschaft über das kaum veränderte

Kabinett. Es ergibt sich also, daß seit dem Sommer 1926 die

Rechte im Kabinett den ausschlaggebenden Einfluß hatte, obwohl
die Linke in der Kammer die stärkstePosition besaß. Diese Ano-

malie war ursprünglich hervorgerufen durch die Währungs- und

Finanznöte, aus denen nur Poincare die Rettung zeigen zu können

schien. Sie wurde aufrechterhalten durch die Drohung weiteren

Währungsversalls und durch die überragende Autorität Poincarås,
aber nur unwillig von der Linken ertragen. Diese Unzufriedenheit
der Linken mit einem Rechtskabinett ist der tiefere Grund des

Sturzes von Briands Ministerium. Logisch wäre nun die Bildung
eines Linkskabinetts unter radikaler oder sozialistischer Führung.Der

Leiter der radikalen Partei, Daladier, hat die Bildung eines solchen
·

Kabinetts aucht versucht, ist aber an der Weigerung der Sozialisten
sich daran zu beteiligen gescheitert. Nunmehr ist ein Kabinett auf
der Grundlage einer Koalition der Radikalen und der Mittel-

parteien das wahrscheinlichste.

Zündholzaiileihe.
Es werden in Deutschland jährlich etwa 220 000 Kisten zu 1000

Paketen von to Schachteln mit je etwa 60 Zündhölzern hergestellt
und verbraucht. Rund 20 ooo Kisten werden von der G.E.G. —

Großeinkaussgesellschaftdeutscher Konsumvereine -—— erzeugt, von

den 200 000 sonstigen Kisten werden etwa 130s bis 140 000 in den

deutschen Betrieben des schwedischsamerikanischen Zündholztrusts
fabriziert. Der übrige Teil der deutschen Produktion wird in etwa

zwei Dutzend sonstiger, mehr oder weniger bedeutender Betriebe

hergestellt. .

Die Russen haben in diesem Jahre auf dem deutschen Markt

ihren Einbruch erstaunlich vergrößert. Man spricht davon, daß es

ihnen gelungen ist, in den ersten acht Monaten Zehntausende von

Kisten abzusetzen.
Das normale deutsche Zündholz — wenn man so sagen

darf — kostet im Paket zu 10 Schachteln Si 60 Hölzern 25 Pfennig.
Das ist das Konsumholz aller deutschen Betriebe, die im Deut-

schen Zündholzsyndikatzusammengefaßt sind. Die Genossenschaften
liefern zum gleichen Preis ein Zündholz, das aus Aspenholz
hergestellt ist; das Konsumholz des Syndikats ist zumeist aus

Pappelholz oder Tannenholz hergestellt. Das Weltholz des Syns
dikats ist ebenfalls aus Aspenholz hergestellt; es kostet regulär im
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Paket 35 Pfennig und repräsentiert etwa 50 v.H. der deutschen
Zündholzproduktiom «

Die Konkurrenz der Russen hat sich nicht gegen das Konsum-
holz, sondern mit Erfolg gegen das Weltholzgerichtet.

«

Auch dann, wenn der deutsche Mar t durch- ein ge-

schlossenes Handelsmonopol von der auslandischenKon-

kurrenz befreit wird, werden nach aller Vorsaussichtdie in Deutsch-
land vorhandenen zündholzbetriebe noch nicht voll«be»schaftigtsein.
Aber es wird sich eine ordentliche Rentabilität ergeben.

Zu beachten ist, daß die Zündholzindustrienur wenige tausend
Arbeiter beschäftigt,daß der von ihr erzeugte Wert keinebesondere
Produktionsgröße darstellt und daß auch das in ihr angelegte
Kapital nicht« über wenige Dutzend Millionen Mark hinausreicht

Aber das zündholz wird in der ganzen Welt gebraucht,uberall
stehen nahezu vollautomatische Maschinen, die geschaftliche Organi-
sation ist in einem Welttrust zusammengefaßt,der unter der Fuh-
rung des Schweden Jvar Kreuger steht. Die Aktien und Anleihen
des Trusts sind ein beliebtes und geachtetes internationales Borsens
papier. Bisher hat es dem Trust niemals Schwierigkeiten gemacht,
auch auf dem Wege über die Ausgabe von Bands (festverzinsliche
Anleihen) Geldmittel zur Ausweitung seiner Produktions-und Ab-
satzmacht zu erhalten. Deswegen wurde von ihm immer wieder

seine privatkapitalistische Planwirtschaft für das Zündholz in den

einzelnen Ländern mit Anleihen verknüpft. Im
Jahr 1927 konnte der Zündholztrust unseren westlichen Nachbarn —

Fr ankreich — eine bedeutsame Anleihe gewähren. Als Gegen-
leistung wurde er in das französischeZündholzmonopol eingeschaltet.

, Jetzt haben wir auch einen Vorvertrag über eine deutsche
Zündholzanleihe.

Das Reich erhält eine sechsprozentige Anleihe über 125 Mil-
lionen «Dollar. Der Auszahlungskurs soll 93 betragen, der Netto-

erlös wäre demnach-MS Millionen Mark, die Realverzinsung etwa

SJH v.H. ohne die Tilgsung.
«

Der Trust besorgt sich das Geld durch die Ausgabe einer

eigenen Anleihe, die er mit 5 v. H. verzinsen will.
Die Anleihe soll in zwei Raten ausgezahlt werden, 200 Mil-

lionen Mark im Juni 1930, der Rest im Januarv 1951. Selbstver-
ständlich ist der Finanzminister durch diese Termine in die Lage
versetzt, wenn er es aus Kassengründen für notwendig hält, diese
Summen sich bevorschussen zu lassen. Der Finanzminister gewinnt
damit in der Kassenlage eine nicht zu unterschätzendeFreiheit. .

Der Trust erhält für die Anleihe neben der sechseinhalbprozens
tigen Realverzinsung noch« einen Verzinsungszuschlag von etwa

ZH v.H., der sich daraus ergibt, daß das Kons umholz im Pakets
preis von 25 auf 30 Pfennig gesteigert wird. Der so anfallende
Mehrverdienst wird nach einem bestimmten Schlüssel zwischen dem
Reich und den Schweden geteilt, soweit er nicht durch Erhöhung des

an die Fabriken zu zahlenden Preises (von 110 M. aus 130 M. die

Kiste Konsumhölzer) aufgebraucht wird.
.

.

Nicht zu berechnen ist heute, ob in Zukunft der Welthölzeri
preis ebenfalls um 5 Pfennig, also auf 40 Pfennig, steigt; es ist
das anzunehmen. Hierin wird neben dem erhöhten Produktions-
preis und der Bereinigung der Russenkonkurrenz selbstverständlich
auch noch ein gewisses Geschäft liegen. Die G.E.G. hat im

wesentlichen ihre Sonderstellung behalten. ,

Die Anleihe kann nach zehn Jahren gekündigt werden, der

Monopolvertrag soll auf-32 bis 50 Jahre geschlossen werden. Die

letzte Entscheidung über alle Einzelheiten und-über das Ganze liegt
beim Reichstag. Er wird die finanzpolitische und die wirtschafts-
politische Seite der Zündholztransaktion zusammenfassen und zu
entscheiden haben.

Die Wahlen in Baden.
Der Freistaat Baden hat am 27. Oktober einen neuen Landtag

gewählt. Die Beteiligung war größer als sbei früheren Wahlen
und betrug ungefähr 62 v.H Nach dem neuen Wahlgesetz entfällt
auf 10000 Stimmen ein Abgeordneten Der bisherige Landtag
hatte 76 Abgeordnete, iim neuen Landtag werden "88 Abgeordnete

«

die Jnteressen von insgesamt zehn gewählten Parteien vertreten.

Die Christlich-soziale Reichspartei, die Volksrechtspartei und« die
linken Kommunisten erhielten kein Mandat. Die bisherige Regie-
rungskoalition, Zentrum, Sozialdemokraten und Demokraten sind
gestärkt aus den Wahlen hervorgegangen. Das Zentrum konnte

seine Stimmenzahl von 285 414 Stimmen im alten Landtag auf
341 860 im neuen erhöhen. Es verfügt jetzt über Za. statt 28 Man-

date. Die Demokraten behalten ihre bisherigen sechs Mandate.
Jhre bisherige Stimmenzahl hat sich unwesentlich von 66 652 auf
62 535 verringert. Gegenüber den Landtagswahlen von 1925 zeigen
die Sozialdemokraten einen Gewinn von 160 498 auf 187 290
Stimmen. Sie erhalten 18 Mandate (Gewinn zwei). Ungeheure
Verluste hat die Wahl den Deutschnationalen gebracht. Von 93 750

Stimmen und acht Mandaten im alten Landtag sind sie auf 54 081
Stimmen und drei Mandate herabgeru.tscht. Die Deutsche Volks-

partei zeigt einen Zugang von ungefähr 2000 Stimmen und kehrt
wieder mit sieben Mandaten in den Landtag zurück. Einen starken
Aufschwung haben die Nationalsozialiften erfahren, die jetzt sechs Ab-

geordnete (bisher o) in den Landtag schicken. Von 15 337 Stimmen
bei der letzten Landtagswahl sind sie auf 65106 gestiegen. Die
übrigen Parteien stellen sichs wie folgt: Kommunisten 55169
Stimmen und fünf Mandate (bisher 47 543 und drei), Wirtschafts-
partei 35 615 Stimmen und drei Mandate (bisher 22 856 und zwei
Mandate), Badische Bauernpartei 28141 Stimmen und drei Man-
date (bisher keine), Evangelischer Volksdienst 35 328 Stimmen und
drei Mandate (bisher keine). Die bisherige Regierungskoalition
verfügt nach wie vor über eine große Mehrheit. Trotz des auch
unter den Koalitionsparteien mit Schärfe geführten Wahlkampfes
dürfte die Regierungsbildung keine Schwierigkeiten bereiten.

"

Das Königreich,Iugvslavja«.
Zur siüdslawischen Verf-assaingsreform.

Schon in den ersten Tagen der ssüdslaiwischenDiktatur, die am

S. Januar d. J. begann, ließ das neue Regime verkünden, daß es

in einer Verfassungsrsefosrsmsund Neuosrdnung der Verwaltung eine
seiner wichtigsten Aufgaben erblicke. Unter Ausschaltung dies Parla-
ments ist diese Ankündigung nun am Z. Oktober d. J. verwirklicht
werden. Der siidsslawischeMinisterrat bewilligte vor wenigen Wochen
ein »Gesetzüber die Neueinteilung des Königreiches«, das mit einem

Federstrsich die seit der Disktatur außer Kraft gesetzt-ealte Visdovdians

Verfassung vom 21. Juni 1921 aufhebt und- an deren iStelle eine

völligeNeuoridnsungdes jungen «ssüd«slawischenStaates setzt. Das von

dem alten Piasic, dem Verküsnder der großserbischen Idee, mit

staunen-werter Energie geschaffene »Kö.nsigreichder Serben, Kroaten
»und :Slowenen« (Kral-jevstvo sSrba, Hravata i Slowensaoa, oder ab-

gekürzt: -S. H. -S.) ist nach stürinischem blutigen innerpotitischen -

Kämpfen-,die den Staat in seinen Grundsfesten zu erschüttern drohten, .

zu Grabe getragen wo-vden, und an sei-ne Stelle trat nun das König-
reich Südslaiwien (Jugo-sl«avsj-a.Der im Deutschen auch gebräuchliche,
der bisherigen amtlichen Bezeichnun aber nicht entsprechende Name

»Jugos-lawien« ift ein spr-ach-lichessonsensJ
Nach der alten Verfassung war das Land in insgesamt ZZ Kreise

(Ob-lastt) geteilt, an deren Spitze die sogenannten Zupane standen.
Die im Jahre 1920121 vorgenommene Einteilung des iStaates ent-

sprach aber in keiner Weise der historischen Entwicklu der ein-

zelnen Gebiete, die aus zwei, respektive drei Staaten Osterre-ich,
Unsgarn und Alt-serbien) nach den großserbischenPlänen zu- einer

stsasatlichenEinheit zusammengefaßt iwevden sollten-. Die-seAußer-acht-
lassung der historischen Grundlagen der zu einer

staatlichenEinheit
strebenden, kulturell aber doch wesentbich sich unter cheidenden Völker
hat ja auch — eine Erscheinung, die Süd-stammenmit allen öster-
reichischen Nachfolgestasaten teilt — die innerpolsitische Geschichte
der letzten zehn Jahre dieses Staates beherrschtx »Mit aller Heftigkeit
wurde idasher vor allem lvon den Kroaten die alte Verfassung bekämpft
und an deren Stelle eine föderaliftischeerstrebt.

Dieser Forderung kommt nun die neue Verfassung zum-Teil
entgegen. Das Land rviridl sin- neun sogenannte sBaniate geteilt, die
iin ihrer Umgrenzung fast über-all shist-o-rischenlGrenzen entsprechen.
So umfaßt ein Banat ssast vollkommen das sloiwenische Siedlungss
gebiet, der zweite entspricht dein früheren König-reich Montenegro,
der dritte dem alten österreichischensKronsland Küstenland mit dem

Hauptort Split (Spalato), der vierte umfaßt die Gebiete des
alten Kroatien, der fünfte entspricht den ehemals isüdcungsarischenGe-

bieten, der sechste idem serbiisschenTeil -M-’azesdo-niens,drei weitere Ba-
nate liegen um die Flußläufe des Verbas, der Drina und der M-ora-va.

Belgrad mit Semlin, zu einem einheitlichen Verwaltungsgebiet zu-
sammengefaßt,untersteht einem Präfekten und ist reichsunmittelbar.
So sehr bei der Abgrenzung der Banate historische, wie aber auch
wirtschaftliche und geographische Gesichtspunkte maßgebend waren,

so sehr haben auch nationale Gründe da eine bestimmende Rolle

gespielt, wo nationale Minderheiten wohnen. So zum Beispiel in
dem Banat Donau mit der Hauptstadt Neusatz, wo bekanntlich
kam-pakte deutsche und madjsarische Minderheiten leben, mit dem

deutlichen Bestreben, die ferbische resp. slawische Mehrheit in den

einzelnen Banaten zu erhalten. Aus dieser Einteilung des Staates
geht deutlich hervor, daß die südslawische Regierung eine weit-

gehende Dezentralisation der Verwaltung herbeifühern will, die

absetrjinkeiner Weise eine Föderalisierung der nationalen Gruppen
er re t.

Das zeigt schon die Änderung des Namens des südslaiwischen
Staates: Nicht mehr die «Ser.ben,Kroaten und sSlvwenen bilden das

KiönigreichiSiiidslawiem sondern die vereinten sSlaswen iseribischer,
kroatifcher und sslowenischer Sprache. Aus den sdrei Völkern soll ein

einziges Staatsvolk gemacht werden. Dr. H e i nz v o n p a I 1 e k»

Zehn Jahre Verwaltungsakadeniie Berlin.
Jm Oktober feierte die Verwaltungsäkademie Berlin in der

Neuen Aula der Universität ihren zehnten Geburtstag. Von der

Beamtenschaft ins Leben gerufen, wurde sie am 14. Oktober 1919
von ihrem ersten Präsidenten, Exzellenz Schiffer, feierlich er-

öffnet. Die Verwaltungsakademie hat sich zur Aufgabe gesetzt,
die berusstätigen Beamten in ihrem Fachwissen und skönnen
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fortzubilden, ihre Allgemeinbildung zu heben und ihren Sinn und ihr
Verständnis für die hohen amtlichen und ethischen Sonderpflichten,
die ihr Beruf —- ideal aufgefaßt —- ihnen auferlegt. Der Wunsch
nach theoretischer Fortbildung, nach· der Möglichkeit stärkerer An-

teilnahme an den geistigen Kulturgütern und nach Steigerung der

Arbeitsfähigkeit geht schon seit Jahrzehnten durch die deutschen
Beamten. Der Wunsch ließ sich aber nicht von einzelnen oder

kleinen Vereinigungen einzelner durch-führen,sondern nur von einer

sestgefügten Organisation der Gesamtheit. Diese Organisation
brachte die Gründung des Deutschen Beamtenbundes im De-

zember 1918; aus seinem Schoße konnte die Verwaltungsakademie
erwachsen.

Die Verwaltungsakademie ist als hochschulmäßigeBildungs-
anstalt aufgebaut; der Unterricht wird in laufenden Semester-

- vorlesungen und sübungen sowie Ferienkursen und fachwissenschafts
lichen Wochen von Hochschulprofessoren und von wissenschaftlich und

pädagogisch geeigneten höheren Beamten erteilt. Die laufenden
Vorlesungen werden hauptsächlich in den Abendstunden nach Be-

endigung des Dienstes von den in Berlin und Umgegend woh-
nenden Beamten besucht, die Ferienkurse und fachrwissenschaftlichen
Wochen von auswärtigen Beamten, die auf ein bis zwei Wochen
von ihrem Dienst befreit werden. Jnsgesamt haben in den ver-

flossenen zehn Jahren 43100 Hörer, darunter fast die Hälfte Aus-

wärtige, sich dem Akademiestudium unterzogen. Über eine sach-
entsprechende Zusammensetzung des Tehrkörpers und eine syste-
matische Zusammenstellung des Lehrstoffs wacht die Studienleitung,

Berlin ums
Für das gesamte Schulwesen, umgerechnet auf den Kopf der Be-

völkerung,zahlt die Stadt Berlin: 30,05 Mark, für das Wohlfahrts-
wesen: aws Mark und für das sonstige Gesundheits-
wesen two Mark. Diese Leistungen Berlins bewegen
sich in aufsteigender Linie. Es gab im Jahre x924:
63 städtische SäuglingsiFürsorgestellem im Jahre

. x926: 749
im Jahre
1928: 79.
Das Er-

gebnis sol-
cher sozi-
alen —- Lei-

stung ist
’

gleichfalls
einwand-

frei. Von

rooLebend-
gebotenen

"

·

-

"

"

starben
«

Jn der neuen Krippe Planet-seh Berlin Uzoz H-
am Wedding, Berlin .

l923s l2-Z-

1925: 9,1, x927: 8,5 Säuglinge. — Die Fürsorge für
die Jugend beginnt mit der Eheberatung der Eltern,
sie setzt sich fort in der Schwan erenfürsorge.
x928 waren 35 städtischeSchwangerenizsürsorgestellen
vorhanden; die Ratsuchenden stiegen von 7000 im

Jahre x923 auf x2 ooo im Jahre x927. Fürdie Neugeborenen gibt
es zur Zeit 78sstädtischeFürsorgestellen.Jn ihnen wird nicht nur Rat

erteilt, es werden auch Nährpräparate verabfolgt, Milch wird geliefert,
es erfolgt Bestrahlung mit Höhensonne. Die

Kleinkinderfürsorge leistete t928: 292 876 Be-

ratungen, denen die entsprechende Behandlung
unverzüglich folgte. Für rachitische, tuberkulöse
und syphilitischeKinder sindbesondereVorkehrungen
getrof-en. Auf die erwerbstätigen Mütter wird

die größteRücksichtgenommen. Die Zahl der zu

versorgenden Waisen-
kinder beträgt tg Zio,

dieZahl derFürsor e-

zöglinge 7300. ie

«

i

Kinderlefeballe Pho« Krumme Pseu- Co.
der Stadtblleberei Charlottenburg
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Das neue Gesund-
«

beitsbaus in Berlin-Pausen-

Erste städtische Haue-

die in den Händen von Exzellenz Dr. Drews und professor
Dr. Peters bestens aufgehoben ist. Leider hat die Akademie zweimal
einen Studienleiter durch frühzeitigen Tod verloren; sie muß an

ihrem Festtag mit tiefer Trauer des Ministerialrats Dr. Jöhlinger
und des professors Dr. Kaskel gedenken, deren Verdienste un-

vergessen bleiben werden und deren Namen unauslöschlich in die

Geschichte der Verwaltungsakademie eingegraben sind. Die Lehr-
pläne sind so aufgestellt, daß jeder Hörer in sechs Semestern ein in

sich abgerundetes Wissensgebiet bearbeiten kann; nach Beendigung
eines sechsfemestrigen Studiums kann er sich einer Prüfung unter-

ziehen, über deren Bestehen ihm ein »AkademiesStudienzeugnis«
oder »Diplomzeugnis« ausgehändigt wird. Jedoch haben nur

wenige Hörer von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht (52); die

Hörer wollen nicht Berechtigungsscheine erwerben; sie arbeiten,
um ihr Wissen und Können auf eine Höhe zu bringen, die ihren
Befähigungen und ihrer Willensstärke entspricht.

Wie die Hörer der Verwaltungsakademie an ihrem Gedenktag
mit größter Dankbarkeit gedachten, so haben auch die Behörden mit
Dank und mit Anerkennung der Leistungen der Akademie nicht
gekargt. Die Verwaltungsakademie Berlin ist eine Bildungsstätte
geworden, die aus den Einrichtungen unseres öffentlichen Lebens

nicht mehr fortgedacht werden kann; ihre Arbeit kommt zwar un-

mittelbar den Beamten, aber mittelbar dem Staat und dem ganzen
Volk zugute. Für eine glückverheißendeWeiterentwickelung kann

jeder Bürger ihr heute nur die besten Wünsche mit auf den Weg
geben. Ministerialdirigent a. D. D aniels.

die Jugemt
Schulärzte sind erheblich vermehrt worden, während früher auf etwa
8000 Kinder je ein Arzt gekommen ist, haben seit 1927 ein Arzt und

zwei Fürsorgerinnen 6000 Kinder zu betreuen. Zu
den genau festgelegten Dienstobliegenheiten der Schul-
ärzte gehört vor allem die regelmäßige Reihen-
untersuchung sämtlicher Kinder, daneben laufen die

Sprechstun-
denunter-

suchungen.
Zur Zeit

sindinBers
lin etwa
80 Schul-
ärzte tätig,
denen sxao
Fürsor e-

rinnen ei-

gegeben
sind. Unter
den Für.

T k u H Z

'

«

- a es em r o« e stom P· .

fsssmnkssgefsbrhvetetin-ver,Berlin, Rahtenbukgkkwsciä
sind besonders die Schulspeisung und die Verschickung
entwickelt worden. Für die Schulzahnpflege gibt es

is Kliniken mit etwa 60 Arzten.
Die Gesamtzahl der Schulkinder in Groß-Berlin

beträgt beinahe 400000, dazu kommen noch einige
hunderttausend Kleinkinder und Schulentlassene. 65 000 Berliner Kinder
werden jährlich zu einem Erholungsaufenthalt für 6 Wochen an die
See oder ins Gebirge gesandt. Etwa 30 v.H. aller Schulkinder sind

unzulänglichernährt und daher speisungsbedürftig;
die Zahl der Gespeistenbeträgtzur Zeit erst U v.H.,
was aber immerhin 60 000 Kinder ausmacht. Für
die heranwachsende Jugend hat Berlin 83 Jugend-
heime, gebraucht werden 175.

Für sein Volksschulwesenwendete Berlin im

Jahre l929t 12x,5 Millionen Mark auf, nicht ein-

Fotag, Berlin

Phorotbela Berlin

frauenschule (angegliedert der Linse-Otto-
PeterwSchuleY Berlin O U, Gubener Str. 53

gerechnet die Schul-
neubauten. Für diese
Schulbauten sind 68

MillionenMarkvorges
Berufoscbule Köpenick PMJ Kexmane New Go.

Unterricht im Bügel-h
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sehen. Die Neu-

bauten sollen ,

dem Programm «.

der modernen
"

Erziehung ent-

sprechen; in be-

zug auf die
,

moderne Volks-

schule bestimmt
der Stadtschul-
rat: »Die Um-

gestaltung der
Eheberatungsstelle Presse-Pt«oto—cs’ek. chule »Ur
im Bezirk Wer-ding« Warum is, Berti-( äsæsitssschuleodie,

Einführung neuer Unterrichtsgebiete in den Lehrplan
hat es erforderlich gemacht, zur Erreichung des gesteck-
ten Lehrzieles die Räume nicht nur ganz anders aus-

zustatten, sondern den Schulen auch eine erhöhteUnzahl
von SondersUnterrichtsräumen zur Verfügung zu

stellen.« Beinahe in jeder Berliner Volksschule gibt es

jetzt besondere Zimmer für Erdkunde, Pflanzenkunde
und Aquariem gibt es Werkräume, Küchen, Büche-
reien, Hörsäle für Chemie und Physik, Dunkelkammern, Laboratorien
und Rundfunkanlagen. Jeder Schüler der höheren Schulen kostet
die Stadt Berlin 545 Mark im Jahre. Für die Lehrkräfte an

»

·

,
» »

höheren Lehranstalten

Städtischer

zahlte Berlin im Jahre
1924 rund H Millionen

Mark, im Jahre x927

mehr als 29 Millionen
Mark.

Presce-leto-G«.Berufoschule Berlin-Köpenick
(Bootsbauerlehrling beim Entwurf)

beihilfen für die Eltern bedürftiger Schüler an höheren Lehranstalten
wurde x929: eine Million Mark ausgezahlt; auch die Beträge für freie
Lehrmittel der bedürftigen höheren Schüler find dauernd ansteigend.

,
.

,

s

»

Umfassendund vielsei-
« "

tig ist das Kapitel
der Berufsschule; die

Zahl der Berufsschü-
ler und tschülerinnen

Prüfung künstlerisch begabter Presse-PhotoG.m.b.E.
Schiller unter Leitung der Berufsberatungsstelle Planschbecken im Park

betrug im Jahre x929:«x22 ooo. Auch die Berufsschüler erhalten,
soweit sie bedürftig find, freie Lehrmitteh daneben auch die Zah-
lung des Fahrgeldes zum Schulbesuch. Der Jugend kommt noch ein

s

großer Teil
der Leistun-

7

gen zugute,
die Berlin

für sein Bi-

bliothetwefen
aufwendet;

der Gesamt-
betrag istbei-

nahe inllis
onen Mark
im Jahre.

Entschei-
denden Nut-

zen hat die

Jugend auch
von den städs
tischen Bä-
dern,denstäd-
tischenGrün-Große Spielwiese im Bolkopart Nehberge Pier-r L. Greif

Kindergarten Johannistal

Ferienheim des Landes-

jugendamtes, Spielplatz Dahlem, Kronprinzenallee

MWs .-

Lietzensee

anlagen, den

parken und den

Wäldern, die

Berlins Verwal-

tungunterstehen.
Hier bleibt zu

beachten, daß die

Vergangenheit
für die öffent-
lichen Bäder

Berlins sehr
wenig getan hat;
erst nach dem

Kriege ist plan-
mäßig die erforderliche Anzahl der Hallenbäder und
der Freibäder angestrebt worden. Ein Bäderbaupro-
gramm liegt vor. Es fordert für ein Hallenbad, das

· früher etwa drei Millionen kosten durfte, heute
nur eine Million Mark. Jeder entbehrliche Luxus
soll vermieden werden. Vorgesehen sind zunächst
5 neue Hallenanlagen, außerdem 8 neue Frei-
bäder. Die Durchführung dieses Bäderbauprogramms

ist um so wichtiger, als noch immer in Groß-Berlin 74 v. H.
der Wohnungen ohne Badegelegenheiten sind. Un Grünanlagen hatte
Berlin 192k einen Bestand von so 328 000 Quadratmeterm Ende s929
waren es: xs 995 000

Quadratmeter. Un Lohn-
ausgaben benötigte die
Berliner Parkverwali
tung im letzten Jahre
7,5 Millionen Reichs-

»squ

Pia-U Joim Grau-Ten-Kinderspeisung

Pliotoibeiz Bei-Zin-

Pldot.. Martin Ziel-Zwar PhototäekErste stäbtischeHausfrauenschule Berlin

mark und daneben 5,5 Millionen Reichsmark für Neuanlagen durch
Notstandsarbeiter. Ein einziger von den mannigfachen Wassersports
plätzen, der Wassersport plötzensee, ist im Jahre x927 von 860 000

Personen besucht wor-

den. — Dieses sind
nur wenige Ziffern
aus der

«

gewal-
tigen sozialen, hy-

Wes-.

Pisa-»- Dir-ges Pho« Form-Wann

gienischen und kulturellen Arbeit, die Berlin an seiner Ju-
gend leistet; Wer die Einzelheiten dieser hervorragenden Er-

ziehungsarbett, ihre dauernd verbesserten Methoden, ihren ständig
wachsenden

Radius, ihre
Vielseitigkeit

·

und ihreVer- »T-

tiefung be-

schreiben
wollte,1nüßte
umfangreiche
Bücher fül-
len. Auf je-
der Seite
bliebe festzu-
stellen: der

Triumph der

Selbstver-
waltung und
der organi-
sierten De-
mokratie.

Br.

Kinderlesehalle Brunnenstraße

HM .

Tanzrunb im Boltepart Nebberge »we. : Pack-i- ewi-

377



Oer Heimatdienst

« GeschäftlicheMitteilungen
Sparsam wirtschaften

will jede· sorgsame Mutter und Hausfrau. Wird sie es tun, wenn

sie die billigsten Waren einkauft? Doch wohl kaum, denn die kluge
Frau weiß, daß gute Lebensmittel, fiir deren Qualität Und Reinheit
der Verkäuser einsteht, nicht die billigsten sein können, daß vielmehr
Preisermäßigungen stets auf Kosten der Güte gehen müssen.

Es ist ein großer Unterschied, ob zum Beispiel Honig schlechthin
angeboten wird, oder ob in sorgfältigster Auslese gewonnene Sorten

geliefert werden, die natürlich etwas teurer, dafür aber an Wohl-
geschmack, Uroma, Heils und Nährkraft unübertrefflich sind.

Nur im garantiert reinen, goldklaren Bienenhonig sind alle die

Vorteile enthalten, die der Honiggenuß dem Körper bietet, der Gehalt
an Vitaminen und Fruchtsalzen, die Heilkraft bei Husten, Heiserkeit
und anderen Erkältungserscheinungen und die vielen dem Körper so
zuträglichenNährstoffe. Darum wende man sich bei Bedarf an Frau
pastor Kärner Wwe., Aumühle bei Friedrichsruh, Bez. Hamburg,
die solche feinsten Sorten liefert.

Kälte wirkt sich beim Warenversand verschieden aus; be-

sonders empfindlich ist der Wein. Bestellungen für die Festtage
sollten daher sofort erteilt werden. Wir verweisen auf das dies-

bezügliche Weihnachtssonderangebot der Weinkellerei Schmitgen,
Berncasteleo (Mosel), im Inseratenteil-.

·

Was ist Wein? — Doch nur asufgegang’nerSonnenschein. ——-

Jeder sollte daher eine gute und billige Flasche Wein trinken, so, wie

er von der als Weinfirma rühmlichst bekannten Grä s i n v o n

Königsmarckschen Weinkellerei in Koblenz zu den

günstigsten Zahlungsbedingungen angeboten wird. —-

Wir empfehlen unseren geschätztenLesexn, von dem der heutigen

Nuäimer
beiliegenden Prospekt der Firma weitgehend Gebrauch zu

ma en.

Dem heutigen Heft liegt ein interessanter Prospekt der D e u t s ch e n

Beamten-Buchhandlung G. m. b. H. bet, auf den wir Unsere
Leser hierdurch besonders hinweisen.

Linoleurnkeppiche
Läufe- III-III Vol-lagen bllllq. Frachtfrel dort und noch

1079 Bekannteanme ohne Anzahluno. Raten monatlleh 10IRM.
Verlangen sle Musierauewahl iranko auf s Tage.

Otto Sdensth Llno«’eurngr06handlunq. klingt-soft- H»

Wir vermieten
.

.

,
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«

zum l. li» l. 12.—d.l.sp

ist-U Amme-—-
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in- .
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Auskunft:

Vermieiungsbllroder Deutschen

Gesellschaft zur Förderung des

.Wohnungsbaues, Semeinnilizige

Aktien-Ses» Berlin-sehdneberg,
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Fern-sus-siephan552ls23
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sprachen·
suggestivl

Nur Zivil- und staatsbeamten

liefern wir seit 1884 direkt ab unser. Fabrik

Ober-heilenKein Vokabellernen,
keine grammatischen
Übungen, keinewdrter- Unterseite-h Palmequ

and als-so, setfledessu
und Ist-net-

s

streng diskret, gegen 9 Monate ziel, ohne

Anna-blutig und monatliche Daten-editing
Ente Knie I Monat such Heim-H

biteherl Wer in unge-
ahnt kurzer Zeit En g-
lisch, Französisch

usw. geläufig meistern

möchte, erhält gratis u.

»

s

sauste
as.ss-sissass.s·0

Jedes Bett wird tiir jeden Kunden nach ge-
postkrei das aktuelle

Spraehbuch: »Die psy-
ehoteehn. Methode«

(431. Aufh) übersandt
vom: Verlag zeitgemälz.
sprachmethodik, Mün-

chen C 213 Bavariaring
10. Gefl. Sprache angeb.'
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trotkener Wahl besonders angeiertigt.
lIi l a

ichs-ca
deren-tilgt Ist-e

vis- erledi.

Lt. amtl. notarieller Bestätigung:

I. Uber- 400000 standen la III-Is- si-

hccllcOrten-
2· bes- 100000 standen leih-II use

2. Mal und stic- viel-Weilt
s. Viele stunden schreibst-,

solch gute selten sar essen-n
III-tu tu gleichen Preisen nicht
zu lau-set- sind·

Gebt-. Passmann R.-G.

Kölln 149, Trierer stralse 13."
Gröiztes spezialgesehatt Deutschland-.

Verlangen sie kostenios Muster und Preisunte,
auch sie werden bestimmt unser Kunde.
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Abs-stehende Ohren
verleihen dem Gesicht
einen

stupiden

Vor liebt-nei-

unedlen,

Sie sind oit die Ur-
sache zu Spötteleiem

»

Wenden sie ,,Rect0-
dor« an u. abstehende
Ohren werden
fort durch ,,Rectodor«

okt
Ausdruck.
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anliegend, ohne das

das Hilfsmittel sichtbar ist. Nach einiger Zeit
nimmt die Ohrmusehel die verbesserte Form
dauernd an. Keine lnjektion, sond. schmerzlose
äulzerliehe Anwendung Garantie tijr Unsehäd-
liehkeit. Preis Mk. 5,75. Vers. geg. Nachh. durch

schrädersschenice,Berlin W 163. Pause-mer str. 20 v
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Glas und Kiste leihweise. Hei-Uns

lliustrierte Preislrste gratis. Bestellung« und Freien-how such über

A. schen mann, Pumpen- eintorderung sofort erbet., Winter-
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HERMANN ONCKEN

..1.,....,..
l.

«

« vERsAILLEs
Änspradie im Rundfunlc am 28. Juni 1929

II.

REDE BEI DER VERFASSUNCSFEIER
der Berliner Hodisdiulen am 27. Juli 1929

Vor zehn J ahren, nach dem äuseren und inneren Zusammen-

bruch des Deutschen Reiches, erwachsen zwei riesengroBe Auf-

gaben: die sicherung des äuBeren Friedens und die schaikung
einer neuen Verfassung im Innern. Unter diesem Gesichtspunkt
sind hier die beiden Reden, die an den Gedenktagen der beiden

wichtigsten politischen Ereignisse der Nachkriegszeit, des

Friedensschlusses vonversailles und der verfassung von eimar,
von dem bekannten Historiker der Berliner Universität Prof.
Dr. Hermann Onclcen gehalten wurden, zu einem Bändchen ver-

eini t. 0nclcen, als Historiker berufen, die politischen Ereignisse
in en Blickpunlct weltgesehichtlicher Allgemeingiiltiglceit zu

rücken, und doch lebendig genug in der Gegenwart stehend, uzn
ihre Dringlichkeit und die sich aus ihnen ergebenden politischen
und ethischen Notwendigkeiten zu empfinden, behandelt den

Vertrag von Versailles und seine politischen und moralischen

Folg en für das deutsche voll- und würdigt die deutsche Reichs-

verfassnng in ihrer historischen und alctuellen Bedeutung.
Gemeinsam ist beiden Reden die ethische Forderung von der

Pflicht der Mitarbeit am Wiederaufbau des deutschen volkes.

0nclcen enthält sieh jeder einseitig parteipolitischen stellungs
nahme. Wenn er auch, wo es angebracht ist, etwa bei der Icritilc

der Friedensbedingungen, sieh nicht scheut, die Dinge beim

richtigen Namen zu nennen, so wahrt er doeh immer jene
wissenschaftliche Obj elctivität, die den Historiker vor dem Leit-

artilder, den Gelehrten vor dem volksredner auszeichnet. so

gewinnen diese Reden über ihren aktuellen AnlaB hinaus

gesehiehtlieh bedeutsamen, zeitdolcumentarischen Wert

Preis RM. I.80
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Untier-en Nie bitte-

42 Genesis-r

unserer Zeitschrift setzen sich

ungefähr wie folgt zusammen-

22000 höhere Beamte in Reich, lindern und
Gemeinden

10 000 Lehrer aller Gattungen, vorn Hochschul-

prokessor bis zum Dorischullehrer

H 000 Auslandsdeutsche, vornehmlich Konsulats-
beamte Europas

2000 Prorninente aus dem politischen, wirt-
schaftlichen und geistigen Leben

5 000 Amtsskubem Konkerenzzimmer, Biblio-
thelcen, Lesesäle

IMII Nie bitte weiter :
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Feine

Rhein-Weine
nat direkt von
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iisltiinu u. Weinkellsrei

Nietetein n. Rhein
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W

LIiibelsKnInerling
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auch ohne Notenicenntnis mit spiel-
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I Gelegenheitslcänkel Bequeme Zahlweise.

»
Prospekt II kostenlos.

Piano nnd Hannoninnihane
Liltzowstkaiie os, hpt.. nahe Liitzowpiatz.

vne . p-0 UnzdvumkTHE-«o s

Peche egzkfgg
DEBJZLPMZ.Ver-Lsie
soforst bemustepte 0fferste.
Ver-send nach auswäris frechtfrei ,

Deuts- Tpppicspvekstksishsessan
Bei-im W.8. kponenstn SSJSZ

Beamte so-» Rai-att.
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Vereiehertenbeotenei liber- 400 000

Krankenversicherung rnit Gewinnbeteiligungi
Vertregegeseilseheit vieler groser Verhändei

Vollständig freie Antwehli

J Hohe Leistungen bei Arzt-« Armes-, Operatione-

Veriengen sie kosteniot unci ohne jede Verbind-
lichkeit Prospekt unci AufnahmeIOth eint-eh

verkn. Certevnz kosrnos und selbsthilfe)

RIVL Regen-enüber 4 Mill. RM.

, Kein Kranken-eheli! und keine
l J Keine äntiiehe Untersuchung bei der Auf-

usicooteni

Sei Unknll sofort Aneprneh
suf die Leietungeni

beklltl 0 II, Arn oslnohnhoi Il-
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Neu erschienen:

BrehmssTierleben
JubiläumS-Auggabe in 8 Bänden·
Nach dem neuesten Stande der Wissenschaft bearbeitet und in Auswahl
herausgegeben von Carl W. Neumann. Mit weit über 300 doppel-
seitigen Bildtafeln und 64 Tafeln in Farbendruck. Großes-, handlicheg
Fermat. Jeder Band hat durchschnittlich 500 Seiten Umfang

und kostet in Leinen 6.— Mark, in Halbleder 8.-— Mark.

Jnhaltsangabe:
l., Band: 2. Band-
Die Säugetiete. Leben der Die Säugeiiere. Paar-zehen
Gesamtheit der Säugetiete. Affen, Unpaarzeher, Rüsseltiete, Wal-

Halbaffen, Paarzeher tiere, Roubtiere

3. iVogt-: t i N bti
4. Band-

D e äuge ste- CU »Ste- Die Vögel.B1ickaufda-Leben
Nobbeni Nagetiekes Zahnluckeko der Gesamtheit. Sperlingsvögel
Flattertiere, Jnsektenfresser, Beu-

teltiere, «Kloakentiere
Z. Band-
»..Die Vögel. Eulen, Papageiem
Kuckucke, Tauben, Möven, Kra-

niche, Schlammläufer, Hühner,
Gänse, SchreitvögeL Ruderfüßer,
Sturmvögel· Pinguine, Flach-
brustvögel
7. Band-

J n s e k t e n: Hautfliigler, Käfer,
Schmetterlinge, Zweiflügler,
Köcheri und Schnabelfliegen, Veh-
flügler. Schnabellerfe, Termiten,
Geradflügley Heuschrecken, Scha-
ben, Wasserjungfern usw.

(Singvögel), Nakenvögel( Spechte,
v

Kolibris usw.), Naubvögel

s. Band:
K r i e ch t i e r e . Schildkröten,
Schuppenechsen, Panzerechsen,
Schlangen, L u r ch e . Froschlurche,
Schwanzlutche. Fisch e. Knochen-
iiiche. Knorpelfiiche
8.Band:
Gliedertiere. Spinnentiere.
Krebstiere. Niedere Tiere.
Kopffüßey Muscheln, Schnecken,
Schlangensterne, Seestetne, See-

igel, Seelilien, Würmer, Qual-
len usw.

Wir liefern das ganze Werk in Ganzleinen 48 M» in Haibleder 64 M.

gegen Monatsraten von 5,— bzw. 6,——porto- und verpackungefrei
Bei der Leinenausgabe werden die Bande auch einzeln abgegeben

Icslcllscllclll: Ich bestelle bei der »Sie-Wehen Beamten-Buchhandlung
G.m. b. H.", Anstalt des Deuts en Beamten-

W i r f ch a ft s b u n d e s, Berlin SW 68, Neuenburger Str. s, Abt. E, ,, rehms Tierleben
Band« —- in Leinen —- Halbleder nur kompl. ’64,——(Nichtgewünschtes bitte streichen.)
— gegen Monats-raten d

................ ..

—- der ganze Betrag —- bie erste Rate —folgt
gleichzeitig — folgt am

.................... »

— ift nachzunehmen —- folgt auf Postfchecktonto
der -Deutfchen Beamten-Zentralbant Berlin 8287 (Erfüllungsott: Berlin-Mitte)

Name u. Stand: Ort u. Datum:
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Auswehlhette jeder Att- tntt sehr billigen Preisen
stehen ermthatten semmlern gern sur Verfügung-
Besteilen sie meine Answehihette.
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Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Pressegefetzg Ministerialrat Dr. Strahl, Berlin. «- Für den Unzeigenteilt Walte: Schmiedicke, Berlin SW 48. —
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